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Deutscher Frauenrat
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Jahresbericht 2017/18

///////////////
Liebe Leserin, 
lieber Leser,

das vergangene DF-Jahr war in vielerlei Hinsicht arbeits
intensiv und spannend. Es stand für uns ganz im Zeichen 
der Bundestagswahl 2017. Seit März 2018 haben wir 
erneut eine GroKo-Regierung und sind erleichtert, dass 
endlich wieder regulär regiert wird, zumal es großen 
frauenpolitischen Handlungsbedarf gibt. 

Wahl und Regierungsbildung konnten wir dank unseres 
Fachausschusses „Bundestagswahl 2017“ mit Forde-
rungspapieren, Wahlprogramm-Analysen und mehreren 
Gleichstellungs-Checks eng begleiten und dabei unsere 
Anliegen öffentlich machen. Verstärkt wurden diese auch 
durch die Berliner Erklärung 2017, einen gemeinsamen 
Forderungskatalog zur Bundestagswahl, auf den sich 17 
Frauenverbände, darunter der Deutsche Frauenrat (DF) als 
größtes Bündnismitglied, verständigt hatten.

Unser Fachausschuss „Flucht und Integration“ ging in sei-
ne zweite Runde. Bei einem Austausch- und Vernetzungs-
treffen mit Migrantinnenorganisationen und geflüchteten 
Frauen ließen wir unser 2017 beschlossenes Positions
papier „Alle mitnehmen“ auf seine Wirklichkeitstauglich-
keit hin überprüfen. Die Anregungen und Empfehlungen 
aus dem Kreis der Expertinnen und Praktikerinnen dienten 
als Grundlage für die Überarbeitung. Die Mitgliederver-
sammlung 2018 wird über die Aktualisierung des Positions-
papiers abstimmen. 

Mit der „digitalen Transformation und ihren Auswirkungen 
auf die Lebensbereiche von Frauen“ beschäftigt sich unser 
neuer Fachausschuss, der im November 2017 seine Arbeit 
aufgenommen und eine Agenda entwickelt hat. Außer-
dem entstand hier die inhaltliche Grundlage für unsere 
diesjährige Fachveranstaltung „#dfdigital – Gleichstellung 
in der Digitalisierung“, die am Vortag der Mitglieder-
versammlung stattfinden wird. Das Thema wird unsere 
Zukunft entscheidend mitbestimmen; und wir wollen als 
größte Frauenlobby sicherstellen, dass Frauen im digitalen 
Zeitalter angemessen berücksichtigt werden.

///////////////////////////
Für uns steht die Frage im 
Mittelpunkt, wie die ange-
messene Beteiligung von 
Frauen in der Politik endlich 
umgesetzt werden kann. Die 
Forderung lautet „Parität in 
allen Parlamenten“.
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Vorwort

Von 2018 bis 2019 ist eine breite Jubiläumskampagne zu 
100 Jahren Frauenwahlrecht geplant, die von zahlreichen 
Frauenverbänden und Bildungseinrichtungen getragen 
wird . Der DF ist mit dabei. Für uns steht die Frage im Mit-
telpunkt, wie die angemessene Beteiligung von Frauen in 
der Politik endlich umgesetzt werden kann. Die Forderung 
lautet „Parität in allen Parlamenten“.

Ein neues Veranstaltungsformat haben wir zum Equal Pay 
Day 2018 genutzt. Wir folgten der Einladung der isländi-
schen Botschaft in Berlin, wo wir gemeinsam mit der islän-
dischen Premierministerin Katrín Jakobsdóttir über „Kinder 
und Karriere“, das heißt über eine gute Vereinbarkeitspo-
litik für Frauen und Männer, diskutierten. Im Mittelpunkt 
stand das neue isländische Lohngerechtigkeitsgesetz, das 
weltweit für viel Aufmerksamkeit gesorgt und durchaus 
Vorbildcharakter, auch für Deutschland, hat. Denn es geht 
weit über das deutsche Entgelttransparenzgesetz hinaus.

Neben dem kleineren europäischen Parkett waren wir 
auch wieder auf dem großen internationalen aktiv. Mit 
der Women20 (W20) konnten wir im vergangenen Juli 
beim G20-Gipfel in Hamburg einen großen Erfolg feiern: 
Zum ersten Mal fand ein längeres, eigenständiges Kapitel 
zur wirtschaftlichen Stärkung und Teilhabe von Frauen 
Eingang in eine Abschlusserklärung der G20-Staats- und 
RegierungschefInnen. Im Dezember 2017 übergaben wir 
als Ko-Präsidentinnen der W20 Germany den Staffelstab 

an unsere Nachfolgerinnen in Argentinien. Seitdem wirken 
wir mit Argentinien und Japan in der zweiten Reihe als Teil 
der W20-Troika weiter. In dieser Funktion traten wir auch 
bei Veranstaltungen im Rahmen der diesjährigen Sitzung 
der UN-Frauenrechtskommission in New York auf. Dort 
verstärkten wir zusammen mit anderen Vertreterinnen der 
Zivilgesellschaft die deutsche Regierungsdelegation. 

In der EU werfen die Wahlen zum Europaparlament im 
Mai 2019 bereits ihre Schatten voraus. Unsere Europäi-
sche Frauenlobby (EWL) hat ihre 50:50-Kampagne aus 
dem Jahr 2014 runderneuert. Diese hat die paritätische 
Besetzung des Parlaments und der Leitungsposten der 
EU-Kommission zum Ziel und wurde am 7. Juni 2018 in 
Brüssel gestartet. Die Mitgliedsverbände der EWL sind 
gefordert, diese Kampagne auf ihrer jeweiligen nationalen 
Ebene umzusetzen. Wir haben mit unseren Planungen 
dazu bereits begonnen.

Nicht zuletzt freuen wir uns über die letzten Schritte, die 
wir im Zuge unserer Organisationsentwicklung gegangen 
sind. Das im November 2014 von der Mitgliederversamm-
lung beschlossene Konzept zur Verbandsentwicklung 
wurde bis 2017 umgesetzt und eine neue Vorstandsstruk-
tur etabliert. Wir haben begonnen, unser politisches Profil 
zu schärfen, und die Partizipation der Mitgliedsverbände 
erhöht. In der Öffentlichkeitsarbeit nutzen wir die zeit-
gemäßen digitalen Kommunikationskanäle, und auch 
das äußere Erscheinungsbild haben wir unserem Auftrag 
angepasst: Wir bringen es auf den Punkt!

Durch einen personellen Ausbau in der Geschäftsstelle 
konnten wir unser Engagement für Gleichstellung in Politik 
und Gesellschaft verstärken. Wir betreiben Lobbyarbeit als 
größte Interessenvertretung von Frauen in Deutschland 
und wissen, dass Politik insbesondere durch persönliche 
Begegnungen und durch Debatten gestaltet wird. In diese 
werden wir uns, gemeinsam mit unseren Mitgliedsverbän-
den, für den DF laut und meinungsstark weiter einbringen.

Mona Küppers, DF-Vorsitzende 
Dr. Anja Nordmann, DF-Geschäftsführerin 

//////////////////////////
Mona Küppers (links) und 
Dr. Anja Nordmann  
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D e r G l e i c h-
st e l l u n g s-
C h e c k. 

Parteien, Programme und Koalitions-
verhandlungen auf dem Prüfstand.
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/////////////////////// 
Bundestagswahl 2017

////////////
Das  
politische 
Profil  
schärfen

Der Fachausschuss „Bundestagswahl 2017“
Ende 2017 beendete der Fachausschuss „Bundestagswahl 
2017“ seine Arbeit. Denn als er auf der Mitgliederver-
sammlung 2016 mit dieser Laufzeit beschlossen wurde, 
war nicht absehbar gewesen, wie schwierig und langwierig 
sich die Regierungsbildung nach der Wahl im September 
gestalten würde. So konnte der Fachausschuss die Koali-
tionsverhandlungen zwischen Union und SPD zwar nicht 
bis zum Abschluss begleiten, aber dennoch maßgeblich 
dazu beitragen, die frauen- und gleichstellungspolitischen 
Anliegen im Rahmen von Wahl und Regierungswechsel 
öffentlich voranzutreiben und so den DF als Lobby der 
Frauen in Deutschland zu präsentieren. Der Fachausschuss 
erfüllte damit seine von der Mitgliederversammlung 
übertragenen Aufgaben und half, das politische Profil der 
Frauenlobby zu schärfen. Er formulierte politische Forde-
rungen an die relevanten demokratischen Parteien und 
unterzog deren Programme öffentlichkeitswirksam einem 
Gleichstellungs-Check. Er schuf so die Grundlagen für das 
frauenpolitische Lobbying während der Sondierungs- und 
Koalitionsverhandlungen.

Forderungskatalog
Bis Ende 2016 hatte der Fachausschuss bereits alle 
Beschlüsse, die seit 1990 im DF gefasst wurden, gesich-
tet, thematisch ausgewertet und in einem Arbeitspapier 
zusammengeführt. Es gliedert sich in folgende vier 
thematische Abschnitte: für Gleichstellung und sozialen 
Ausgleich, für Frauen- und Gleichstellungspolitik mit 
Lebensverlaufsperspektive, für gleichberechtigte Teilhabe 
in Beruf und Gesellschaft, für Frauengesundheit und das 
Recht auf Unversehrtheit.

Im November 2016 wandte sich der DF an die Partei- und 
Fraktionsspitzen der im Bundestag vertretenen Parteien 
und forderte sie dazu auf, bei der Erstellung ihrer Wahl-
programme 3 unverzichtbare Prioritäten zu berücksich-
tigen: ökonomische Eigenständigkeit im Lebensverlauf, 
politische Teilhabe und Quotierung sowie Vereinbarkeit 
und Zeitfragen. Alle Parteien reagierten zustimmend. Die 

//////////////////
Wahlaufruf 2017
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Forderungen wurden so aufbereitet, dass sowohl die Po-
litik als auch die Mitgliedsverbände damit weiterarbeiten 
konnten. Unter dem Titel „Frauen- und Gleichstellungs-
politik in die Wahlprogramme!“ veröffentlichte der DF 
im März 2017 eine Kurzfassung seiner Forderungen in 
9 Punkten. 

Gleichstellungs-Check der Parteiprogramme
Nachdem die Wahlprogramme von CDU, SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, Die Linke, FDP und AfD vorlagen, verglich der 
Fachausschuss die darin getroffenen Aussagen zu frauen- 
und gleichstellungspolitischen Themen mit den DF-Forde-
rungen. Die Analyse orientierte sich an folgenden Fragen: 
Gibt es ein Bekenntnis zur Gleichstellungspolitik? Gibt es 
ein Bekenntnis gegen Rechtspopulismus? Soll Frauen- 
und Gleichstellungspolitik als Regierungsziel umgesetzt 
werden? Ist die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ein 
zentrales Ziel? Ist die wirtschaftliche Unabhängigkeit im 
Lebensverlauf ein Ziel? Wird die Leistung von Frauen für 

Wohlstand, Wachstum und Lebensqualität anerkannt? 
Ist die Unterstützung geflüchteter Frauen und Mädchen 
ein Anliegen? Werden Gewaltfreiheit und Antidiskrimi-
nierungspolitik umgesetzt? Soll das Gesundheitswesen 
gendergerecht ausgestaltet werden? Wird Frauen- und 
Gleichstellungspolitik international umgesetzt? Der 
Gleichstellungs-Check der Parteien wurde begleitet von 
Infografiken zu frauen- und gleichstellungspolitischen 
Inhalten, wie etwa das Rückkehrrecht auf Vollzeit und das 
Ehegattensplittung, und zusammen mit den DF-Forderun-
gen im August 2017 veröffentlicht.

Lobbyarbeit
Bereits im März 2017 führte der DF mit Vertreterinnen der 
Parteien Gespräche mit Blick auf die Bundestagswahlen 
im September. Mit den zuständigen Referentinnen der im 
Bundestag vertretenen Fraktionen und Parteien diskutier-
te der Fachausschuss in getrennten Gesprächen den Ent-
wurf des aktuellen Forderungskatalogs. Zu diesem Papier 

/////////////////
Fachausschüsse
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Deutscher Frauenrat

 Steht im Sondierungspapier
   Fehlt im Sondierungspapier
 ? Umsetzung im Sondierungspapier unklar

Abschaffung 
Minijobs

Rückkehrrecht 
auf Vollzeit

Reform 
Entgelttransparenz- 

Gesetz
Aufwertung Pflegearbeit

Reform 
der
Frauen-
quote

Abschaffung 

Steuerklasse V

////////////////////////////////////////////////////////////////
GROSSE KOALITION: WAS GLEICHSTELLUNGSPOLITISCH DRIN IST

Gleichstellungs -Check zur Bundestagswahl 2017

31% Frauen 69% Männer 

/////////////////////////////////////////////////////////////
VERTEILUNG DER SITZE IM BUNDESTAG 

Gleichstellungs -Check zur Bundestagswahl 2017

 Quelle: Mandatsrechner.de

//////////////////////////////////////////
Gleichstellungs-Check zur 
Bundestagswahl 2017
Verteilung der Sitze im neuen Bundestag
31 % Frauen
69 % Männer

//////////////////////////////////////////
Große Koalition: 
Was gleichstellungspolitisch drin ist

  Steht im Sondierungspapier
  Fehlt im Sondierungspapier
  Umsetzung im Sondierungspapier unklar
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Bundestagswahl 2017

////////////////////////////////
Rückkehrrecht auf Vollzeit nach 
familiärer Auszeit
links: CDU/CSU, FDP,  AfD
rechts: SPD, Linke, Grüne

//////////////////////////////////
Reform des Ehegattensplittings?
links: CDU/CSU, FDP,  AfD
Das Ehegattensplitting soll die  
Einverdienerehe weiter fördern.
rechts: SPD, Linke, Grüne
Eine Individualbesteuerung mit  
übertragbarem Grundfreibetrag  
und mehr Geld für Kinder fördert  
alle Familien.

gab es durchgängig Zustimmung. Die Referentinnen 
begrüßten, dass der DF aktuelle Forderungen transportier-
te. Sie bedankten sich für kritische und zukunftsorientierte 
Anregungen für die eigene frauen- und gleichstellungs-
politische Arbeit. Die Gespräche trugen zur Verbreitung 
der DF-Forderungen und zur Vertiefung der politischen 
Kontakte bei. Es wurde einmal mehr deutlich, dass der 
DF die zentrale frauen- und gleichstellungspolitische 
Interessenvertretung ist und die Frauenpolitikerinnen der 
Parteien mit dieser Arbeit nachhaltig unterstützt.

Berliner Erklärung 2017
Im Geiste der Berliner Erklärung 2011 verständigten sich 
im vergangenen Jahr 17 Frauenverbände in der Berliner 
Erklärung 2017 auf einen gemeinsamen Forderungs-
katalog für die anstehende Bundestagswahl. Die darin 
formulierten zentralen Forderungen an die Politik lauten: 
gleiche Teilhabe, gleiche Bezahlung sowie Verbindlichkeit, 
Transparenz und Monitoring von Gleichstellungspolitik. 

Die Erklärung wurde über alle Kanäle der Bündnispart-
nerinnen veröffentlicht und in persönlichen Gesprächen 
zwischen Bündnisvertreterinnen und Parteispitzen 
beworben. Der DF war Teil der Berliner Erklärung 2017 und 
konnte das gemeinsame Auftreten des Bündnisses und 
dessen Wahrnehmung in den Medien zusätzlich für seine 
Lobbyarbeit nutzen.

Gemeinsamer Wahlaufruf
Der DF war Mitinitiator des Wahlaufrufs „Wo Wahl drauf-
steht, muss Demokratie herauskommen!“, der im Juli 
veröffentlicht wurde und Wählerinnen dazu aufforderte, 
ihre Stimme für Geschlechtergerechtigkeit und Vielfalt, 
für Respekt, Toleranz und Mitmenschlichkeit und für eine 
demokratische Gesellschaft abzugeben. Der Aufruf wurde 
von 40 Frauenverbänden und zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen unterstützt. 



12

Nach der Bundestagswahl
Das Wahlergebnis kommentierte der DF unmittelbar 
mit Blick auf das Geschlechtermissverhältnis im neuen 
Bundestag kritisch: Es sitzen dort mehr als doppelt so viele 
Männer wie Frauen. Der Anteil der weiblichen Abgeord-
neten sank gegenüber der vorherigen Legislaturperiode 
um mehr als 5 Prozent und damit auf einen Stand wie im 
Jahr 1998. Der DF wiederholte seine Forderung nach einer 
geschlechterparitätischen Besetzung des Parlaments und 
entsprechenden gesetzlichen Rahmenbedingungen. Den 
Parteispitzen der Bundestagsparteien übermittelte die 
Frauenlobby konkrete Formulierungsvorschläge für einen 
Koalitionsvertrag. Diese basierten sowohl auf den DF-For-
derungen als auch auf den Wahlprogrammen der Parteien 
und wurden veröffentlicht. Vorstand und Geschäftsfüh-
rung führten darüber hinaus Gespräche mit Politikerinnen 
zu den Sondierungen und formulierten die dringendsten 
Anliegen.

///////////////////////////
Der Koalitionsvertrag bietet 
eine Arbeitsgrundlage für 
gleichstellungspolitische 
Fortschritte in Deutschland. 
Jetzt kommt es darauf an, 
wie die Vereinbarungen in 
den nächsten Jahren konkret 
umgesetzt werden.

Der Koalitionsvertrag bietet aus Sicht des DF eine Arbeits-
grundlage für gleichstellungspolitische Fortschritte in 
Deutschland. Jetzt kommt es darauf an, wie die Vereinba-
rungen in den nächsten Jahren konkret umgesetzt werden. 
Die Frauenlobby fordert auch von dieser Großen Koalition 
eine engagierte und konsistente Gleichstellungspolitik.

Mitglieder des Fachausschusses
/// � �Hannelore Buls, DF-Vorstand (Leiterin)
/// � �Antje Asmus, DF-Geschäftsstelle (Koordinatorin)
/// � �Ulrike Krause, Deutscher LandFrauenverband (dlv)
/// � �Elske Müller-Rawlins, Dachverband für Technolo-

gen/-innen und Analytiker/-innen in der Medizin 
Deutschland (DVTA)

/// � �Dr. Simone Real, Sozialverband Deutschland (SoVD)
/// � �Solveig Schuster, Verband alleinerziehender Mütter 

und Väter (VAMV)
/// � �Cornelia Spachtholz, Verband berufstätiger Mütter 

(VBM)
/// � �Elisabeth Thesing-Bleck, Deutscher Akademikerinnen-

bund (DAB)
/// � �Anja Weusthoff, Deutscher Gewerkschaftsbund,  

Bundesvorstand – Abt. Frauenpolitik (DGB)
/// � �Kirsten Witte-Abe, Deutscher Olympischer Sportbund 

(DOSB)

/////////////////
Fachausschüsse

/////////////////////
Deutscher Frauenrat

//////////////////////////////
Annegret Kramp-Karrenbauer, 
CDU (Mitte) trifft die Spitzen-
frauen der Berliner Erklärung 
2017.
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/////////////////////// 
Bundestagswahl 2017

„Wir fordern auch 
von dieser GroSSen 
Koalition eine en-
gagierte und kon-
sistente Gleich
stellungspolitik.“

///////////////////////// 
Hannelore Buls
Leiterin des Fachausschusses 

„Bundestagswahl 2017“ und 
DF-Vorstandsmitglied
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I n t e g r a t i o n 
g e m e i n s a m 
g e s ta lt e n .

Die Arbeit mit geflüchteten Frauen hat 
hohe Relevanz, denn in ihren Familien sind 
sie der Motor für Integration.

/////////////////////
Deutscher Frauenrat

/////////////////
Fachausschüsse
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Der Fachausschuss „Flucht und Integration“
„Ankommen ist mehr, als sich irgendwo aufzuhalten.“ Die-
ses Zitat der Kolumnistin Mely Kiyak gab das Leitmotiv für 
das Forum „Integration gemeinsam gestalten“. Geplant als 
Austausch und Vernetzungstreffen mit Migrantinnen und 
geflüchteten Frauen, mit Expertinnen aus dem Bereich der 
Flüchtlingshilfe, der Frauengesundheit und der Anti-Ge-
walt-Arbeit, brachte es am 1. Dezember 2017 rund 70 Teil-
nehmerinnen aus dem ganzen Bundesgebiet zusammen.

Im Mittelpunkt des Forums stand das Positionspapier „Alle 
mitnehmen: Integration geflüchteter Frauen und Mäd-
chen muss gelingen“, das die Mitgliederversammlung 2017 
verabschiedet hatte. In einem Expertinnen-Hearing wurde 
es zunächst auf seine Wirklichkeitstauglichkeit überprüft. 
In einem World-Café präsentierten sich anschließend 
Good-Practise-Projekte für den Schutz, die Integration und 
das Empowerment geflüchteter Frauen und Mädchen. 
Mitglieder des Fachausschusses „Flucht und Integration“ 
fassten am Schluss ihre Erkenntnisse und die Anforderun-
gen für eine politische Weiterarbeit zusammen. 

//////////////////////////
Menschenhandel findet 
meist während der Flucht 
statt – hier sind Menschen 
am anfälligsten.
Sprachvermittlung, Information und Privatsphäre
Carla Neisse-Hommelsheim, Leiterin des Fachausschusses 

„Flucht und Integration“, gab zunächst einen Einblick in 
die inhaltliche Arbeit des Ausschusses. Im anschließen-
den Hearing sprachen Pia Roth („Flucht und Menschen
handel – Schutz und Unterstützungsstrukturen für Frauen 
und Minderjährige“, KOK) und Ingrid Jacobs (Bundesiniti-
ative „Schutz von geflüchteten Menschen in Flüchtlings
unterkünften“) zum Themenkomplex Gewaltschutz und 
Prävention. „Menschenhandel findet meist während der 

///////////////
Schutz und 
Empower-
ment für  
geflüchtete 
Frauen und 
Mädchen

///////////////////////
Flucht und Integration

////////////////////////////////////////////
Die Dokumentation des Forums  
„Integration gemeinsam gestalten“ online 
bit.ly/2HH8bz7 
und auf Twitter 
#Integrationgestalten.

Das aktualisierte Positionspapier 
„Alle mitnehmen. Integration geflüchteter 
Frauen und Mädchen muss gelingen“ 
online bit.ly/2vFhpas.
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Flucht statt – hier sind Menschen am anfälligsten“, so 
Roth. Sie riet dringend dazu, beteiligte AkteurInnen zu 
schulen, um Menschenhandel zu erkennen. Ingrid Jacobs 
berichtete aus Flüchtlingsunterkünften und nannte die 
wesentlichen Voraussetzungen, um Frauen vor Gewalt zu 
schützen: Sprachvermittlung, Informationen für Frauen 
und Privatsphäre.

///////////////////////////
Die aufsuchende Beratung 
von Frauen vor Ort unter-
stützt deren Empowerment.
Zu Gesundheitsprävention und -versorgung sprachen 
Dr. Meryam Schouler-Ocak (Charité) und Petra Schyma 
(„Aufsuchende Beratung von geflüchteten Schwangeren“, 
donum vitae). Dr. Schouler-Ocak stellte die Ergebnisse 

der Study on Female Refugees¹ vor, und sie forderte ein 
Recht auf geschlechtergerechte Gesundheitsversorgung. 

„Die aufsuchende Beratung von Frauen vor Ort unterstützt 
deren Empowerment“, berichtete Petra Schyma aus ihrem 
Arbeitsalltag.

Kein Abschluss ohne Anschluss
Zum Thema Bildung, Ausbildung und Beschäftigung 
sprachen Forough Hossein Pour (Mobile Bildungsberatung, 
KOBRA Berlin) und Angela Dovifat (POINT – Potenziale 
integrieren, ein Projekt für Frauen, die alleine oder mit 
ihren Kindern nach Deutschland geflüchtet sind). „Es 
darf keinen Abschluss ohne Anschluss geben“, forderte 
Hossein-Pour. Dovifat erklärte das „Smartphone als Mittel 
der Wahl“, um geflüchtete Frauen zu erreichen, und hatte 
ebenfalls eine Forderung: „Integration darf kein Zufall sein.“

Rechte kennen
Zum Themenkomplex kulturelle, gesellschaftliche und 
politische Teilhabe sprachen Małgorzata Gedlek (MUT, 
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Flucht und Integration

DaMigra) und Michaela Simon („Zuhause in Bayern“, IN 
VIA). „Frauen müssen das Recht haben, ihre Rechte zu 
kennen“, so Gedlek. Sie verwies auf den Wert von Wissens-
vermittlung für die Stärkung von Frauen. Michaela Simon 
betonte die gesellschaftliche Relevanz der Arbeit mit 
geflüchteten Frauen: „In ihren Familien sind sie der Motor 
für Integration.“

Netzwerke institutionalisieren
Am Nachmittag kamen alle Expertinnen und Teilneh-
merinnen zu mehreren World-Café-Runden zusammen 
und tauschten sich intensiv über Herausforderungen, 
Lösungswege und Erfolge aus der praktischen Arbeit 
unterschiedlichster Projekte aus Die Ergebnisse und damit 
verbundenen Forderungen an die Politik wurden von den 
Mitgliedern des DF-Ausschusses „Flucht und Integration“ 
in einer Abschlussrunde zusammengetragen. Eine Forde-
rung, die sich durch alle Beiträge zog: die Institutionalisie-
rung von Netzwerken für geflüchtete Frauen in Bildung 
und Kultur, Gesundheit und Gewaltprävention.

////////////////////////////////////////
Engagierte Rednerinnen, zugewandte 
Zuhörerinnen beim Forum „Integration 
gemeinsam gestalten“ 
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Mitglieder des Fachausschusses
/// � �Carla Neisse-Hommelsheim, DF-Vorstand (Leiterin)
/// � �Ulrike Helwerth, DF-Geschäftsstelle (Koordinatorin)
/// � �Dr. Monika Fahland, Soroptimist International  

Deutschland
/// � �Hannelore Güntner, BAG Mädchenpolitik
/// � �Heike Lehmann, Deutscher Gewerkschaftsbund –  

Abt. Frauenpolitik (DGB)
/// � �Birgit Mähler, Union deutscher Zonta Clubs
/// � �Tanja Mulas, Aktionsbündnis muslimischer Frauen 

(AmF)
/// � �Brigitte Pleß, Arbeitsgemeinschaft Sozialdemo

kratischer Frauen (ASF)
/// � �Dr. Bärbel Sánchez Coroneaux, Verband binationaler 

Familien und Partnerschaften (iaf)
/// � �Gabriele Stark-Angermeier, Deutscher Berufsverband 

für Soziale Arbeit (DBSH)
/// � �Georgia Wendling-Platz, Deutscher Ärztinnenbund 

(DÄB)

„Flucht und Integration werden Deutschland und Europa 
dauerhaft beschäftigten. Das Thema bleibt für uns aktuell“, 
sagte Carla Neisse-Hommelsheim zum Abschluss und 
versprach eine sorgfältige Auswertung der Veranstaltung 
durch den Fachausschuss. Dieser nahm die Anregungen 
und Kritiken aus Hearing und World-Café als Grundlage 
für eine Aktualisierung bzw. stellenweise Schärfung des 
2017 verabschiedeten Positionspapiers. Erweiterte bzw. 
neue Forderungen werden der Mitgliederversammlung 
2018 zum Beschluss vorgelegt. Darüber hinaus hat der 
Fachausschuss beschlossen, mit dem Positionspapier 
an die relevanten migrationspolitischen AkteurInnen in 
Parlament und Regierung heranzutreten. Mit der neuen 
Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flücht-
linge und Integration, Annette Widmann-Mauz, fand ein 
Gespräch am 28. Mai statt.

1 �Meryam Schouler-Ocak, Christine Kurmeyer: Study on Female 
Refugees, repräsentative Untersuchung von geflüchteten Frauen in 
unterschiedlichen Bundesländern in Deutschland, Multistudie im 
Auftrag der Bundesbeauftragten der Bundesregierung für Migra-
tion, Flüchtlinge und Integration, Abschlussbericht, Februar 2017: 
https://female-refugee-study.charite.de/fileadmin/user_upload/
microsites/sonstige/mentoring/Abschlussbericht_Final_-1.pdf

/////////////////
Fachausschüsse

/////////////////////
Deutscher Frauenrat

/////////////////////////////////////////
Carla Neisse-Hommelsheim (links) 
übergibt Annette Widmann-Mauz, der 
Beauftragten der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration, das 
DF-Positionspapier
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„Flucht und Inte-
gration werden 
Deutschland und 
Europa dauerhaft 
beschäftigen.“ 

////////////////////////////
Carla Neisse-Hommelsheim
Leiterin des Fachausschusses  

„Flucht und Integration“ und  
DF-Vorstandsmitglied

///////////////////////
Flucht und Integration



 

D i g i ta l e r 
Wa n d e l 
u n d  g l e i c h
s t e l l u n g .

Risiken erkennen, Chancen nutzen, 
Gestaltungskompetenzen für Frauen 
einräumen.
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Von der  
technolo
gischen 
Revolution 
profitieren

Der Fachausschuss „Digitale Transformation und die 
Auswirkungen auf die Lebensbereiche von Frauen“
Im Jahr 2020 werden mehr Menschen über Mobilfunk
telefone verfügen, als einen eigenen Zugang zu Elektrizität 
oder fließendem Wasser zu haben. Die Digitalisierung ist 
schon heute nicht mehr aus unserem Alltag wegzudenken. 
Sie wirkt sich auf die ökonomischen, politischen, sozialen 
und kulturellen Rahmenbedingungen unserer Gesellschaft 
aus. Frauen können die großen Gewinnerinnen des digi-
talen Zeitalters sein. Doch dafür müssen die notwendigen 
Weichenstellungen vorgenommen werden. Andernfalls 
droht der umgekehrte Effekt: Geschlechterungleichheiten 
werden durch die Digitalisierung noch weiter zunehmen.

Teilhabe verbessern
Für Frauen ergeben sich mit der digitalen Transformation 
Herausforderungen und Chancen, die bislang zu wenig 
öffentlich debattiert wurden. Damit Frauen die Digitali-
sierung gestalten und von den Entwicklungen profitieren 
können, muss für entsprechende politische Rahmen
bedingungen gesorgt werden. Aus diesem Grund hat die 
Mitgliederversammlung 2017 den Fachausschuss „Digitale 
Transformation und die Auswirkungen auf die Lebens
bereiche von Frauen“ eingesetzt. Sein Ziel: die Digitalisie-
rung zur Verbesserung der Teilhabe von Frauen nutzbar 
machen, darüber aufklären und notwendige Maßnahmen 
voranbringen.

Der Fachausschuss hat im November 2017 seine Arbeit 
aufgenommen und eine Agenda entwickelt, die sich auf 
3 große Schwerpunkte fokussiert, die für die Belange von 

///////////////////////////////////////
Der Fachausschuss
1. Reihe von links nach rechts 
Dr. Bahar Haghanipour, Birte Siemonsen, 
Theresa von Bischopink 
2. Reihe von links nach rechts
Ina Krauß, Dr. Ursula Köhler,  
Mareike Richter 
3. Reihe von links nach rechts
Prof. Dr. Sigrid Wenzel, Nina Golf, 
Margrit Zauner

////////////////////////
Digitale Transformation

///////////////////////////
Das Internet hat die indivi-
duelle, soziale und politische 
Kommunikation grundlegend 
verändert.
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Frauen besonders relevant erscheinen: Bildung 4.0, Arbeit 
4.0. Kommunikation im digitalen Raum.

Grundlegende Veränderungen der Arbeitswelt
Bildung 4.0 ist sowohl Voraussetzung als auch Instrument, 
um den rasanten digitalen Wandel zu bewältigen. Schon 
heute zeichnet sich hier eine Lücke zwischen den Ge-
schlechtern ab. Dieser negative Trend muss gestoppt und 
umgekehrt werden, um Mädchen und Frauen in diesem 
Themenfeld nicht abzuhängen oder zu verlieren. Es ist ei-
nes der dringenden gesellschaftlichen Erfordernisse. Dafür 
sind klare bildungspolitische Ziele und Vereinbarungen 
notwendig, die die Teilhabe von Mädchen und Frauen im 
Bereich digitalen Wissens und digitaler Veränderungen 
ermöglichen und ihnen Gestaltungskompetenzen ein
räumen. 

Die Digitalisierung verändert die Arbeitswelt grund
legend. So können Homeoffice, Onlineplattformen, neue 
Führungsmodelle oder neue qualifizierende Tätigkeiten 
eine bessere Work-Life-Balance ermöglichen. Gleich-
zeitig besteht die Gefahr, dass Arbeitsplätze wegfallen, 
die Gefahren einer Rund-um-die-Uhr-Verfügbarkeit, der 
Prekarisierung und der Reproduktion traditioneller Ge-
schlechterrollen.

Das Internet hat die individuelle, soziale und politische 
Kommunikation grundlegend verändert. Liken, posten, 
teilen und kommentieren sind längst Alltag. Wobei Männer 
und Frauen die Onlineangebote unterschiedlich nutzen. 
Über digitale Kommunikationskanäle kommt es zuneh-
mend zu einer Vermischung von privatem und öffent-

lichem Leben. Deshalb untersucht der Fachausschuss, 
insbesondere anhand von Blogs, Soziale Medien und unter 
besonderer Berücksichtigung von Gewalt im Netz, die Risi-
ken und Chancen der digitalen Kommunikation aus einer 
frauenpolitischen Perspektive.

Auf Basis der im Fachausschuss erarbeiteten Agenda wird 
der DF im nächsten Schritt Forderungen an die Politik 
formulieren. Darüber hinaus schuf der Fachausschuss 
die inhaltliche Grundlage für die diesjährige Jahresveran
staltung #dfdigital – Gleichstellung in der Digitalisierung, 
die am 22. Juni 2018 stattfinden wird.

Mitglieder des Fachausschusses
/// � �Birte Siemonsen, DF-Vorstand (Leiterin)
/// � �Dr. Bahar Haghanipour, DF-Geschäftsstelle 

(Koordinatorin)
/// � �Yvonne de Andrés, Bücherfrauen
/// � �Nina Golf, Evangelische Frauen in Deutschland (EFiD)
/// � �Dr. Ursula Köhler, FRAUINFORM der Gesellschaft für 

Informatik
/// � �Ina Krauß, Journalistinnenbund (JB)
/// � �Mareike Richter, Deutscher Gewerkschaftsbund, 

Bundesvorstand – Abt. Frauenpolitik (DGB)
/// � �Theresa von Bischopink, Arbeitsgemeinschaft katho

lischer Frauenverbände und -gruppen (AG Kath)
/// � �Prof. Dr. Sigrid Wenzel, Verband Deutscher Ingenieure 

(VDI), Union deutscher Zonta Clubs
/// � �Margrit Zauner, Arbeitsgemeinschaft Sozialdemo

kratischer Frauen (ASF)

/////////////////////
Deutscher Frauenrat

/////////////////
Fachausschüsse

/////////////////
Digital voll dabei
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„Der digitale  
Wandel betrifft uns 
alle. Wir müssen  
ihn so gestalten, 
dass Frauen davon 
profitieren.“

////////////////////////////////////////
Birte Siemonsen
Leiterin des Fachausschusses „Digitale 
Transformation und die Auswirkungen 
auf die Lebensbereiche von Frauen“ und 
DF-Vorstandsmitglied

////////////////////////
Digitale Transformation
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Klare Kante 
gegen rechts

Fachveranstaltung: Keine Alternative zur Demokratie – 
Strategien gegen Antifeminismus und Rechtspopulis-
mus
Rechtspopulismus und Antifeminismus bedrohen hart 
erkämpfte Frauenrechte. Mögliche Strategien für eine de-
mokratische Gegenwehr diskutierten am 23. Juni 2017 auf 
Einladung des DF rund 130 Gäste in Berlin. Unter #dfdemo 
wurde ein reger Diskurs geführt, an dem sich auch die 
ZuschauerInnen des Livestreams beteiligten. „Eine 
freiheitliche Demokratie ist die beste Freundin einer Frau“, 
eröffnete DF-Vorsitzende Mona Küppers den Tag.

Den thematischen und praktischen Einstieg übernah-
men Vertreterinnen der DF-Mitgliedsverbände, die aus 
ihrem Arbeitsalltag und von den Berührungspunkten mit 
Rechtspopulismus und Antifeminismus berichteten. Jutta 
Kühl vom Deutschen Hebammenverband distanzierte 
sich ausdrücklich von rechtspopulistischen Tendenzen 
und stellte klar: „Hebammen gewähren allen Frauen die für 
sie notwendige Hilfe, ohne Ausnahme.“ „Wir zeigen klare 
Kante gegen rechts“, schloss sich Sandra Schlee vom Bund 
der Deutschen Landjugend an. In ihrer Arbeit versuche 
die Landjugend, eine „Werteheimat“ zu geben und bei 
der Wertebildung zu begleiten. Von ihren Berührungs-
punkten mit Antifeminismus berichtete Katrin Rönicke 
für den Journalistinnenbund: „Unsere Arbeit wird infrage 
gestellt – einfach, weil wir weiblich sind und weil wir femi-
nistisch sind“, erklärte sie die vielen Anfeindungen, denen 
Journalistinnen ausgesetzt sind, die sich emanzipatorisch 
äußern. Für den Bund der Katholischen Jugend (BDKJ) ver-
anschaulichte Lisi Maier, warum katholischer Glaube und 
Rechtspopulismus nicht zusammenpassen: „Wir möchten 
in einer Gesellschaft leben, die Vielfalt als Wert begreift“, 
sagte die BDKJ-Bundesvorsitzende. Wichtig seien „die 
Vernetzung und Bündelung von Interessen“, fasste Dr. Anja 
Nordmann, Geschäftsführerin des DF und Moderatorin des 
Tages, die Gesprächsrunde zusammen.

////////////////////////////////
Eine freiheitliche Demokratie 
ist die beste Freundin einer Frau.

/////////////////
Veranstaltungen



27

//////////////////////////////////
Keine Alternative zur Demokratie

Fremdheit als Basis von Menschlichkeit
Für einen Perspektivwechsel und das Verständnis von 
Fremdheit als Basis von Menschlichkeit plädierte Prof. Dr. 
Christina Thürmer-Rohr in ihrem Beitrag „Ich verstehe die 
Welt nicht mehr – Das Eigene und das Fremde“. Ihre philo-
sophische Analyse: Rechtspopulismus steht für die Angst 
vor der Unordnung, der Begriff „Gender“ symbolisiert Viel-
falt, Vielfalt bedeutet Individualismus, und Individualismus 
bedroht Ordnung und Regeln – und damit Orientierung. 

„Wir können uns die Welt nicht aussuchen, aber wir können 
uns für ein politisches Denken entscheiden, das alle Men-
schen mitdenkt.“

////////////////////////////
Rechtspopulismus steht für 
die Angst vor der Unord-
nung, der Begriff „Gender“ 
symbolisiert Vielfalt, Vielfalt 
bedeutet Individualismus, 
und Individualismus bedroht 
Ordnung und Regeln – und 
damit Orientierung.
Von der weltweiten Rückkehr des Pronatalismus – einer 
Philosophie, die die menschliche Reproduktion befördern 
will – berichtete Prof. Dr. Shalini Randeria, Rektorin des 
Instituts für die Wissenschaften vom Menschen in Wien. 
Sie sprach über die globale Verrohung rechtspopulistischer 
Demografiedebatten und von Rückschritten im Kampf für 
reproduktive Rechte. Ihre Empfehlung: „Das feministische 
Anliegen sollte reproduktive Autonomie sein.“

Über die Scharnierfunktion des Antifeminismus zwischen 
rechts und Mitte sprach Judith Goetz. „In den letzten 
Jahren gab es einen Wandel vom männerzentrierten zum 
familienzentrierten Antifeminismus“, stellte die Politologin 

fest und zeigte auf, wie AntifeministInnen Begriffe beset-
zen und umdeuten, so werde zum Beispiel „Menschlichkeit 
zum Gutmenschentum“. Antifeminismus fungiere oft als 
kleinster gemeinsamer Nenner zwischen verschiedenen 
AkteurInnen aus unterschiedlichen politischen Richtungen. 

„Wir sollten wieder mehr auf feministische Gesellschafts-
visionen setzen, nicht nur den Status quo kritisieren“, 
betonte Goetz.

////////////////////////////
Die Rechte lebt vom idea-
listischen Diskurs. Will man 
sie zum Schwitzen bringen, 
muss man Fragen zur Realität 
stellen.
Frauen sind wahlentscheidend
Auf dem Abschlusspodium wurden die Analysen der 
ExpertInnen diskutiert und Strategien formuliert. Justus 
Bender, Journalist und Autor des Buchs Was will die AfD?, 
empfahl für den Umgang: „Die AfD lebt vom idealistischen 
Diskurs. Will man sie zum Schwitzen bringen, muss man 
Fragen zur Realität stellen.“ Ilona Motyka, Aktivistin in 
Polen (BABA), schickte einen Gruß aus der Zukunft: „Wie 
es bei uns ist, könnte es bei euch auch werden“, mahnte 
sie und rief damit Politik und Zivilgesellschaft auf, sich für 
Frauenrechte einzusetzen: „Geht wählen!“ Kristy Augustin 
(CDU) bestätigte das, indem sie auf Wahlanalysen verwies, 
die zeigen, dass Frauen wahlentscheidend sein können. 
Dr.  Eva Högl (SPD) führte weiter aus: „Es reicht nicht, Men-
schen dazu aufzufordern, wählen zu gehen, sondern man 
muss damit verknüpfen, warum sie das tun sollen.“ Petra 
Pau (Die Linke) ergänzte: „Es geht um Medienkompetenz 
und noch viel mehr darum, was wir alle lernen müssen, 
damit unsere Inhalte ankommen.“ Auch Gesine Agena, 
frauenpolitische Sprecherin von Bündnis 90/Die Grünen, 
schloss sich dem Wunsch nach gelingender Kommuni
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kation an: „Es geht beim Feminismus um gleiche Rechte 
für alle. Das müssen wir kommunizieren.“

////////////////////////////
Es geht beim Feminismus um 
gleiche Rechte für alle. Das 
müssen wir kommunizieren.
Immer wieder wurde an diesem Konferenztag deutlich, 
dass die Bedrohung von Frauenrechten real ist und 
thematisiert werden muss. Dabei darf Feminismus soziale 
Fragen nicht vernachlässigen. Alle ExpertInnen waren sich 
einig, dass es darum gehen müsse, die Wahlbeteiligung zu 
erhöhen, denn: Frauen entscheiden Wahlen.

Im Anschluss an die Fachveranstaltung verabschiedete 
die DF-Mitgliederversammlung die Resolution „Aktiv 
für Demokratie und Frauenrechte!“. Darin forderte die 
Frauenlobby im Vorfeld der Bundestagswahl 2017 alle 
KandidatInnen der demokratischen Parteien auf, sich 
angesichts wachsenden Zuspruchs für Rechtspopulismus 
und Antifeminismus für eine konsequente lebenslauf
orientierte Gleichstellungs- und Antidiskriminierungspolitik 
für Frauen und Männer starkzumachen. 

//////////////////////////////////////////
Wir können uns die Welt nicht aussuchen, 
aber wir können uns für ein politisches 
Denken entscheiden, das alle Menschen 
mitdenkt.

/////////////////
Veranstaltungen
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//////////////////////////////////////////////////////////
Aktiv für Demokratie und Frauenrechte!
Resolution des Deutschen Frauenrats

Die Mitgliederversammlung des Deutschen Frauenrats 2017 
engagiert sich für Demokratie und die Selbstbestimmung von 
Frauen. Der Deutsche Frauenrat mit seinen rund 60 Mitgliedsor-
ganisationen steht für die vielfältigen Lebensweisen von Frauen. 
Rechtspopulismus und Antifeminismus bedrohen hart erkämpfte 
Frauenrechte. Wird die Freiheit von Frauen infrage gestellt, so 
wird die freiheitliche Demokratie angegriffen. Wir erwarten von 
der Politik, Rechtspopulismus rechtzeitig als Gefahr für die Gleich-
stellung von Frauen und Männern zu erkennen, und fordern zu 
entschlossener Gegenwehr auf. 

Rückwärtsgewandte Familien- und Frauenbilder werden 
von Rechtspopulistinnen und -populisten strategisch genutzt, 
um in der Mitte der Gesellschaft Fuß zu fassen. Verbreitete 
Ressentiments gegenüber Gleichstellungspolitik und Geschlech-
terforschung werden gezielt aufgegriffen und anschlussfähig 
kommuniziert. Über sexistische und antipluralistische State-
ments, Aufrufe und Witze werden gleichzeitig rassistische und 
völkisch-nationalistische Ideen etabliert.

Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und rechts
extremes Denken sind kein Randproblem, sondern eines der 
Mitte der Gesellschaft. Neben antisemitischen, muslim- und 
ausländerfeindlichen Einstellungen sind auch antifeministische 
Einstellungen auf dem Vormarsch. So leugnet etwa die Hälfte der 

////////////////
Dokumentation

Befragten die Diskriminierung von Frauen in der Gesellschaft und 
im Beruf, und immerhin über 20 Prozent der Befragten wollen 
Frauen zurück an „Heim und Herd“ schicken¹. Solche Einstel-
lungen lassen sich nicht nur in rechtsextremen Gruppierungen 
und Parteien finden, sondern – mit unterschiedlichen Ausprä-
gungen – in allen Parteien, Altersgruppen, Bildungsniveaus und 
Erwerbsstatusgruppen. Ausländerfeindliche Positionen und die 
Angst vor „Gender-Ideologie“ dienen als „Scharniere“ zwischen 
der gesellschaftlichen Mitte, unterschiedlichen parteipolitischen 
Spektren und dem rechten Rand. 

Im Vorfeld der Bundestagswahl 2017 fordert der Deutsche 
Frauenrat alle KandidatInnen der demokratischen Parteien auf, 
sich für eine konsequente lebenslauforientierte Gleichstellungs- 
und Antidiskriminierungspolitik für Frauen und Männer stark
zumachen und diese im Falle ihrer Wahl umzusetzen.

Eine freiheitliche Demokratie ist die beste Freundin einer Frau. 
Sie wird uns aber nicht geschenkt. Als größte Lobby von Frauen 
wird der Deutsche Frauenrat wachsam und solidarisch um die 
freiheitliche Demokratie und Frauenrechte kämpfen. Beherzt und 
mit Verstand, solidarisch und ohne Angst!

Berlin, 25. Juni 2017

1 �Vgl. Studie: Elmar Brähler, Oliver Decker, Johannes Kiess (Hg): Die 
enthemmte Mitte. Autoritäre und rechtsextreme Einstellung in 
Deutschland, Leipzig 2016, https://www.boell.de/sites/default/files/
buch_mitte_studie_uni_leipzig_2016.pdf
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Von Island 
lernen …

/////////////////
Veranstaltungen

Der Equal Pay Day 2018
In einer ganz neuen Kooperation beteiligte sich der DF in 
diesem Jahr an den Feierlichkeiten rund um den Equal 
Pay Day. Bei einer Podiumsdiskussion am 19. März in 
der isländischen Botschaft in Berlin ging es um „Kinder 
und Karriere“, das heißt um gute Vereinbarkeitspolitik für 
Frauen und Männer. Im Mittelpunkt des Dialogs stand 
das neue Lohngerechtigkeitsgesetz, das Anfang 2018 in 
Island in Kraft getreten ist und weltweit für Beachtung 
sorgt. Immerhin führt die Insel auf halbem Weg zwischen 
Europa und Nordamerika den Global Gender Gap Index 
an, den das Weltwirtschaftsforum regelmäßig heraus-
gibt. Demnach behauptet sich Island seit Jahren als das 
Land mit der kleinsten Gerechtigkeitslücke zwischen den 
Geschlechtern.

///////////////////////////
Manchmal müssen wir zu 
radikalen Maßnahmen grei-
fen, um etwas zu verändern.
Gleichstellung nur mit Systemwechsel
Star der Veranstaltung im voll besetzten Felleshus, dem 
Gemeinschaftshaus der Nordischen Botschaften in Berlin, 
war die isländische Premierministerin Katrín Jakobsdóttir. 
Die 42-Jährige, Mutter dreier Söhne, steht einer Jamaika-
Koalition vor und ist – unüberhörbar – Teil der Töchterge-
neration der isländischen Frauenbewegung. Diese machte 
schon 1975 mit einem landesweiten Frauenstreik, an dem 
sich 90 Prozent der Isländerinnen beteiligten, auf sich auf-
merksam. „Gleichstellung verlangt einen Systemwechsel“, 
stellte Jakobsdóttir in ihrer Eingangsrede fest, um später 
ausführlich zum neuen Gesetz zur Herstellung von Lohnge-
rechtigkeit Rede und Antwort zu stehen. Es funktioniert so, 
dass Betriebe ab 25 Beschäftigten ab sofort nachweisen 
müssen, dass sie Frauen und Männer für gleichwertige Ar-
beit gleich bezahlen. Dafür gibt es Standards. Ob diese von 
den Unternehmen eingehalten werden, soll eine staatliche 

////////////////////////
Deutsch-isländischer 
Dialog: Gleichstellung 
verlangt einen System-
wechsel
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////////////////////
Equal Pay Day 2018

„ohne geschlechter
gerechte Verteilung 
der Sorgearbeit wird 
es keine Entgelt-
gleichheit geben – 
und umgekehrt.“
////////////////////////////////
Lisi Maier
Stellvertretende DF-Vorsitzende
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/////////////////
Veranstaltungen

Stelle alle drei Jahre überprüfen. Wer durchfällt, muss Stra-
fe bezahlen. In welcher Höhe steht noch nicht fest. Aber 
es müsse wehtun, sagte Jakobsdóttir. Und: „Manchmal 
müssen wir zu radikalen Maßnahmen greifen, um etwas zu 
verändern.“ Zwar betreffe das Gesetz nur eine kleine Zahl 
von Betrieben in Island, diese beschäftigten aber die große 
Mehrheit der ArbeitnehmerInnen, gab die isländische 
Premierministerin Auskunft über den Wirkungsgrad der 
gesetzlichen Maßnahme.

////////////////////////////
Das rücksichtslose Delegie-
ren der unbezahlten Sorge-
arbeit an Frauen wirkt sich 
direkt auf die Bezahlung pro-
fessioneller Sorgearbeit aus.
Geringschätzung weiblicher Arbeit
Mit auf dem Podium saßen Kristín S. Hjálmtýsdóttir, 
die Geschäftsführerin des Isländischen Roten Kreuzes, 
Martin Eyjólfsson, der isländische Botschafter in Berlin, 
und Lisi Maier, stellvertretende DF-Vorsitzende. Maier 
sprach über die groben Unzulänglichkeiten des deutschen 
Entgelttransparenzgesetzes: dass es nur für Unternehmen 
ab 200 Beschäftigte gilt und damit den meisten weib
lichen Beschäftigten nicht zugutekommt, dass es keine 
Sanktionen enthält, dass ein Verbandsklagerecht fehlt und 

Betroffene in Eigeninitiative für ihr Recht kämpfen müssen. 
So würden aus strukturellen Problemen die persönlichen 
Probleme einzelner Frauen gemacht. Sie verwies auch auf 
den Zusammenhang zwischen unbezahlter Sorgearbeit 
und Lohndiskriminierung. Solange der „Gender Care Gap“ 
in Deutschland bei 52 Prozent liege, könne sich auch die 
geschlechtsspezifische Lohnlücke nicht schließen: „Das 
rücksichtslose Delegieren der unbezahlten Sorgearbeit 
an Frauen wirkt sich direkt auf die Bezahlung professio-
neller Sorgearbeit aus. Der Gender Pay Gap drückt also 
die Geringschätzung weiblicher Arbeit aus,“ stellte Maier 
fest. Ausbildungsvergütung für alle Sorgeberufe“ sei 
zwingend für das Prinzip gleicher Lohn für gleichwertige 
Arbeit, referierte die stellvertretende DF-Vorsitzende eine 
der aktuellen Forderungen der Frauenlobby in Sachen 
Entgeltgleichheit.

Einig waren sich die TeilnehmerInnen im Felleshus, 
dass Island und Deutschland aufgrund ihrer sehr unter-
schiedlichen Größe und Wirtschaftskraft zwar schwerlich 
miteinander zu vergleichen seien, das isländische Lohn-
gerechtigkeitsgesetz dennoch „Best-Practice“ sei und Vor-
bildcharakter habe. Deutschland mit seiner beschämend 
hohen Entgeltlücke könne also von Island durchaus lernen.

//////////////////////////
Beim Thema Entgelt-
gleichheit geht Island mit 
bestem Beispiel voran.
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Keine Entgeltgleichheit ohne Umverteilung von 
Sorgearbeit
Statement zum Equal Pay Day 2018

Der 18. März ist das offizielle Datum für den diesjährigen 
Equal Pay Day. Es signalisiert, dass die geschlechtsspezifische 
Entgeltlücke in Deutschland seit Langem bei rund 21 Prozent 
klafft. Das ist ein Armutszeugnis für unser Land, in dem 90 Prozent 
der Bevölkerung der Meinung sind, dass Frauen und Männer 
selbstverständlich gleich bezahlt werden sollen. Der Weg zur 
Entgeltgleichheit muss aus Sicht des Deutschen Frauenrats daher 
von wirksameren Gesetzen begleitet werden.

„Denn das neue Entgelttransparenzgesetz reicht nicht aus, 
um dem Gender Pay Gap entgegenzuwirken. Es muss zu einem 
echten Entgeltgleichheitsgesetz ausgebaut werden“, sagt Lisi 
Maier, stellvertretende Vorsitzende des Deutschen Frauenrats. 
Dieses Gesetz muss einen individuellen Auskunftsanspruch für 
Beschäftigte in allen Unternehmen enthalten. Alle Unternehmen 
müssen verpflichtet werden, Entgeltdiskriminierung aufzudecken 
und zu beseitigen. Darüber hinaus muss im Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetz endlich ein Verbandsklagerecht verankert 
werden, das Organisationen wie Antidiskriminierungsverbänden, 
Gewerkschaften, Betriebs- sowie Personalräten und Mitarbeit-
ervertretungen erlaubt, stellvertretend für die Betroffenen zu 
klagen. 

„Frauen müssten nicht mehr alleine vor Gericht ziehen. Sie 
würden damit gestärkt und ermutigt, ihr Recht zu erstreiten. Denn 
Entgeltdiskriminierung ist kein individuelles Problem. Es sind die 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, die wir grundsätzlich 
verändern müssen“, so Lisi Maier.

Dreh- und Angelpunkt für eine geschlechtergerechte 
Bezahlung ist, der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung 
auf allen Ebenen entgegenzuwirken. Das ist auch die zentrale 
Empfehlung aus dem Zweiten Gleichstellungsbericht der 
Bundesregierung. Männer und Frauen müssen Erwerbs- und 
unbezahlte Sorgearbeit gleichermaßen miteinander vereinbaren 
können. Außerdem muss die professionelle Sorgearbeit – wie sie 
tagtäglich, beispielsweise von Erzieherinnen, Altenpflegerinnen 
oder Hauswirtschafterinnen, geleistet wird – aufgewertet und 
endlich angemessen bezahlt werden.

„Die rücksichtslose Delegation der unbezahlten Sorgearbeit 
an Frauen wirkt sich direkt auf die Bezahlung professioneller 
Sorgearbeit aus. Denn was in der Familie ‚umsonst‘ geleistet 
wird, kann im Beruf keinen angemessenen ökonomischen Wert 
erzielen. Der Gender Pay Gap drückt also die Geringschätzung 
weiblicher Arbeit aus. Und daher sind wir im Deutschen Frauenrat 
davon überzeugt, dass es ohne geschlechtergerechte Verteilung 
der Sorgearbeit keine Entgeltgleichheit geben wird – und 
umgekehrt“, so die stellvertretende Vorsitzende Lisi Maier.

Berlin, 16. März 2018
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Kind(er) und Karriere: ein 
Thema nicht nur für Mütter. 

/////////////////////
Schwerpunktthemen

Gender 
Care Gap

Schwerpunktthema: Sorgearbeit 
Die innerfamiliäre, gesamtgesellschaftliche sowie globale 
Aufwertung und Umverteilung von Sorgearbeit (u. a. 
Kinder, Pflege, Haushalt) sind seit Langem ein zentrales 
gleichstellungspolitisches Projekt. Wie diese Ziele erreicht 
werden können, wird zurzeit in verschiedenen Zusam-
menhängen intensiv diskutiert. Auch der DF hat sich das 
Thema Sorgearbeit auf der Mitgliederversammlung 2017 
für zwei Jahre als Schwerpunktthema gesetzt. 

Grundlage der aktuellen Diskussionen zur Sorgearbeit ist 
u. a. der Zweite Gleichstellungsbericht der Bundesregie-
rung aus dem Jahr 2017. Eine unabhängige Sachverstän
digenkommission verfasste für diesen Bericht ein Gutach-
ten mit dem Titel „Erwerbs- und Sorgearbeit gemeinsam 
neu gestalten“ und formulierte zahlreiche Handlungs-
empfehlungen. Dieses Gutachten bestimmte die Mit
gliederversammlung zur Grundlage für die Bearbeitung 
des Schwerpunktthemas im DF und beauftragte den 
Vorstand damit, bis zur nächsten Mitgliederversammlung 
eine Lobbystrategie zu entwickeln und dafür ein Hearing 
durchzuführen, um sich mit ExpertInnen auszutauschen.

Angesichts des komplexen Themas hat der Vorstand 
entschieden, sich zunächst auf zwei Aspekte zu konzen-
trieren. Der erste Aspekt ist die Umverteilung von Sorge-
arbeit zwischen den Geschlechtern, denn ein großer Teil 
dieser Arbeit wird unbezahlt im privaten Umfeld oder im 
Ehrenamt geleistet. Der zweite Aspekt ist die Aufwertung 
erwerbsförmiger Sorgearbeit.

////////////////////////////
Frauen leisten jeden Tag 
durchschnittlich 1,5 Stunden 
mehr Sorgearbeit als Män-
ner. Dieser Gender Care Gap 
beträgt derzeit 52 Prozent.
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Aufwertung erwerbsförmiger Sorgearbeit
Ob als Sozialpädagogin im Mädchenprojekt, als Haus-
haltshilfe, Krankenschwester oder Erzieherin: Meist sind 
es Frauen, die in ganz verschiedenen Berufen tagtäglich 
bezahlte Sorgearbeit leisten. Ihre Berufsgruppen werden 
unter der Abkürzung „SAHGE-Berufe“ zusammengefasst. 
SAHGE steht dabei für Soziale Arbeit, Haushaltsnahe 
Dienstleistungen, Gesundheit/Pflege und Erziehung. 
Hier setzt sich die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung 
zwischen Frauen und Männern fort, denn in diesen Beru-
fen wird gesellschaftlich wertvolle Arbeit geleistet, ohne 
angemessen vergütet zu werden. Denn was in der Familie 
„umsonst“ geleistet wird, scheint auch im Beruf keinen 
entsprechenden ökonomischen Wert erzielen zu können. 
Damit diese wichtigen Tätigkeiten endlich angemessen 
vergütet werden, müssen die Sorgeberufe gesellschaftlich 
aufgewertet werden.

In einer schriftlichen Anhörung wurden Expertinnen 
gebeten, zu den Handlungsempfehlungen der Sachver-
ständigenkommission mit Blick auf diese beiden Aspek-
te Stellung zu nehmen. Auf dieser Grundlage wird der 
Vorstand im zweiten Jahr seine Lobbyarbeit in Sachen 
Sorgearbeit gestalten.

/////////////////
Gender Care Gap

Umverteilung von Sorgearbeit zwischen den  
Geschlechtern
Viele wichtige gleichstellungspolitische Forderungen zie-
len darauf, Frauen im Erwerbsleben die gleichen Chancen 
zu eröffnen wie Männern. Dies wird nur möglich sein, wenn 
auch die unbezahlte Sorgearbeit zwischen den Geschlech-
tern gleich verteilt wird. Denn diese leisten Frauen jeden 
Tag durchschnittlich 1,5 Stunden länger als Männer. Um 
dieses Ungleichgewicht greifbar zu machen, stellt die 
Sachverständigenkommission für den Zweiten Gleich
stellungsbericht in ihrem Gutachten den Gender Care Gap 
als neue Kennzahl vor. Dieser Gender Care Gap beträgt 
derzeit 52 Prozent.

////////////////////////////
Ob als Sozialpädagogin im 
Mädchenprojekt, als Haus-
haltshilfe, Krankenschwester 
oder Erzieherin: Meist sind es 
Frauen, die in ganz verschie-
denen Berufen tagtäglich 
bezahlte Sorgearbeit leisten.



/////////////////////
Deutscher Frauenrat

38

/////////////////////
Schwerpunktthemen

Finanz- und 
Steuerpoli-
tik im Visier

Schwerpunktthema: Geschlechtergerechte Haushalts-
politik
Haushalts- und Finanzentscheidungen sind immer 
Ausdruck gesellschaftlicher Machtverhältnisse. Sie sind 
nicht geschlechtsneutral, sondern kommen Männern und 
Frauen in unterschiedlicher Weise zugute. Es ist daher 
notwendig, Prinzipien zu erarbeiten und Strukturen zu eta-
blieren, die eine geschlechtergerechte Verteilung der zur 
Verfügung stehenden Mittel (Gender Budgeting) sicher-
stellen. Aus diesem Grund setzte die Mitgliederversamm-
lung 2017 das Schwerpunktthema Geschlechtergerechte 
Haushaltspolitik.

////////////////////////////
Haushalts- und Finanz
entscheidungen sind immer 
Ausdruck gesellschaftlicher 
Machtverhältnisse.
Gender Budgeting auf Bundesebene
Der DF fordert, dass bei bundespolitischen Entschei-
dungsprozessen die unterschiedlichen Auswirkungen 
von Haushalts- und Finanzentscheidungen auf Frauen 
und Männer grundsätzlich beachtet werden. Dies gilt 
für alle Ressorts und Politikbereiche. Deshalb hat der DF 
ein internes Gutachten beim Institut für Sozialarbeit und 
Sozialpädagogik (ISS) in Auftrag gegeben, das eine Strate-
gie zur Etablierung eines geschlechtergerechten Haushalts 



39

///////////////////////////////////////
Geschlechtergerechte Haushaltspolitik

/////////////
Geld hat ein  
Geschlecht

aufzeigen soll und im kommenden Geschäftsjahr vorliegen 
wird. Es soll die konzeptionelle Frage beantworten, wie ein 
solcher Haushalt beispielhaft umgesetzt und in Deutsch-
land rechtlich stärker verankert werden könnte. Es soll 
darüber hinaus erläutern, welche Grenzen bestehen und 
welche Argumente es für die Einführung einer geschlech-
tergerechten Finanzplanung und Haushaltsführung 
gibt. Das Gutachten wird außerdem konkrete Beispiele 
enthalten, die aufzeigen, wie andere europäische Länder 
für eine geschlechtergerechte Haushaltsführung sorgen. 
Der Fokus liegt auf einer klaren Handlungs- und Umset-
zungsorientierung zur Einführung von Gender Budgeting 
auf Bundesebene. 

////////////////////////////
Der DF hat sich zum Ziel 
gesetzt, eine Aufklärungs-
kampagne zum Thema Ehe-
gattensplitting zu initiieren.
Negativer Erwerbsanreiz
Bereits ersichtlich ist, dass es ohne eine Reform des Ehe-
gattensplittings keine gerechte Steuerpolitik geben kann. 
Eine aktive Gleichstellungspolitik muss daher auch auf die 
Steuerpolitik eingehen. Das Ehegattensplitting befördert 
eine traditionelle Arbeitsteilung in der Ehe. Am meisten 
profitieren Paare mit einem großen Gehaltsunterschied. 
Gleich viel verdienende EhepartnerInnen, unverheiratete 

Paare und Alleinerziehende haben keinen steuerlichen 
Vorteil. Besonders auf Ehefrauen übt das Ehegattens-
plitting einen negativen Erwerbsanreiz aus, da sich für 
sie eine umfangreichere Erwerbstätigkeit vielleicht nicht 
rentiert. Dies hat wiederum negative Auswirkungen auf die 
eigenständige Existenz- und Alterssicherung, auf Arbeits
losen-, Kranken-, Mutterschafts-, Eltern- und Übergangs-
geld. Deshalb lud der DF die Steuerpolitikexpertin Dr. Ulrike 
Spangenberg zu einem internen Hearing ein. Dabei wurde 
schnell deutlich, dass sich das derzeitige Steuersystem 
mit dem Ehegattensplitting sowohl auf die soziale als auch 
auf die Geschlechtergerechtigkeit nachteilig auswirkt. 
Es gibt verschiedene Möglichkeiten für eine Änderung 
des Ehegattensplittings in Richtung auf mehr Chancen-
gerechtigkeit, wie Individualbesteuerung mit und ohne 
übertragbaren Grundfreibetrag, Familien(real)splitting, 
Zusammenveranlagung mit Abschmelzen, mit Splitting-
deckel oder Stichtagsregelung oder die Abschaffung der 
Steuerklasse V. Doch bevor sich der DF konkret für eine der 
Möglichkeiten entscheidet, will er die Aufklärungsarbeit 
zum Thema Ehegattensplitting verstärken.
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Freiheit für 
geschlecht-
liche Selbst-
verortung

/////////////////////
Schwerpunktthemen

Schwerpunktthema: Geschlechtervielfalt im gesell-
schaftlichen Diskurs
Der DF hat sich mit Beschluss der Mitgliederversammlung 
2017 das Thema „Geschlechtervielfalt im gesellschaft-
lichen Diskurs“ für zwei Jahre als Schwerpunktthema 
gesetzt. Ziel ist es, einen Überblick über unterschiedliche 
Formen sexueller Existenzweisen und Geschlechtsidenti-
täten zu schaffen und die Relevanz dieses Themenfeldes 
für den DF herauszuarbeiten. In diesem Zusammenhang 
werden auch Fragen einer gendergerechten Sprache für 
den DF diskutiert und unterschiedliche Begrifflichkeiten 
von Geschlecht einer kritischen Würdigung unterzogen.

Hintergrund sind eine fortschreitende Auflösung der binä-
ren Geschlechterordnung in der Politik, in Rechtsprechung 
und Medizin und ein damit verbundener Bewusstseins-
wandel in der Gesellschaft. Bislang wächst der Großteil 
der Menschen in dem Verständnis auf, es gäbe lediglich 
zwei Geschlechter: Männer und Frauen. Das spiegelt 
jedoch nicht die Realität und Lebenswirklichkeit vieler 
Menschen in Deutschland wider. Nach der repräsentativen 
Vermächtnisstudie der Zeit von 2016¹ geben 3,3 Prozent 
der Befragten an, sich nicht im binären Schema Mann/
Frau wiederzufinden. Hochgerechnet entspricht das etwa 
2,5 Millionen Menschen in Deutschland – so viele, wie die 
Großstädte München und Köln zusammen an Einwohner-
Innen zählen. 

////////////////////////////
Bislang wächst der Groß-
teil der Menschen in dem 
Verständnis auf, es gäbe 
lediglich zwei Geschlechter: 
Männer und Frauen. Das 
spiegelt jedoch nicht die Re-
alität und Lebenswirklichkeit 
vieler Menschen in Deutsch-
land wider.
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Geschlechtervielfalt

Nachhaltige Aufklärung
Obwohl das Bundesverfassungsgericht 2017 das Per-
sonenstandsrecht um eine dritte Geschlechtsoption 
erweitert hat, besteht die Vorstellung von Zweigeschlecht-
lichkeit noch immer in den Köpfen eines Großteils der 
Bevölkerung fort. Einer abwertenden Haltung in Teilen der 
Gesellschaft gegenüber allen Menschen, die nicht in das 
herkömmliche Denkmuster passen (wie beispielsweise 
Inter*, ebenso wie Trans*, Homo- und Bisexuelle), und der 
oftmals damit verbundenen Diskriminierung kann nur 
durch die nachhaltige Aufklärung und Sensibilisierung der 
Bevölkerung im Hinblick auf Geschlechtervielfalt effektiv 
entgegengetreten werden. 

////////////////////////////
Geschlechtsidentität der/des 
Einzelnen ist Teil der indivi
duellen Selbstbestimmung 
und damit grund- und men-
schenrechtlich geschützt.
Zahlreiche Initiativen haben es sich zur Aufgabe gemacht, 
auf die Situation derjenigen Menschen, die sich mit den 
herkömmlichen Geschlechteridentitäten nicht identifi-
zieren können, aufmerksam zu machen, die Gesellschaft 
für die Thematik zu sensibilisieren und Diskriminierung 
zu bekämpfen, denn die Geschlechtsidentität der/des 
Einzelnen ist Teil der individuellen Selbstbestimmung und 
damit grund- und menschenrechtlich geschützt. Ebenso 
ist der Schutz vor Diskriminierung und Gewalt aufgrund 
der Geschlechtsidentität Teil des menschenrechtlichen 
Diskriminierungsverbots. Der DF möchte dazu beitragen, 
durch Aufklärung und Sensibilisierung der Bevölkerung 
eine abwertende und diskriminierende Haltung gegenüber 
diesen Menschen abzubauen. Mit seinen rund 60 bundes-
weit aktiven Frauenverbänden wirkt er in weite Teile der 

Bevölkerung hinein. Umso wichtiger ist es, geschlechtliche 
Vielfalt in das Bewusstsein der eigenen Mitgliedsverbände 
zu rufen und zur kritischen Hinterfragung der binären Ge-
schlechterordnung in den eigenen Reihen beizutragen. 

Gerade in Zeiten, in denen neokonservative und rechte 
Kräfte weltweit lautstark gegen eine offene Geschlechter
politik Stimmung machen, müssen Menschen in ihrer 
Freiheit, sich geschlechtlich zu verorten, wie es ihnen 
entspricht, besonders geschützt werden.

//////////////////////////
3,3 Prozent der Bevölke-
rung finden sich nicht im 
binären Schema Mann/
Frau wieder.

1 �Jutta Allmendinger: Das Land, in dem wir 
leben wollen. Wie die Deutschen sich ihre 
Zukunft vorstellen, München 2017
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Aufrücken 
am Verhand-
lungstisch 
der G20

Women20
„Die W20 bleibt ein wichtiges Thema. Und wir sind sicher, 
dass es sich lohnt, den Platz, den wir uns im G20-Prozess 
erarbeitet haben, zu verteidigen und weiter am Verhand-
lungstisch aufzurücken!“ Mit diesem Aufruf schloss Mona 
Küppers ihre Eingangsrede beim zweiten Dialogforum der 
Frauenverbände in Deutschland am 23. Februar 2018 in 
Berlin. Denn all das, was unter deutscher Präsidentinnen-
schaft im Rahmen der G20-Interessenvertretung aufge-
baut worden sei, sei für die frauen- und gleichstellungs
politisch aktive Zivilgesellschaft auch weiterhin von großer 
Bedeutung. Die DF-Vorsitzende begrüßte Vertreterinnen 
der Mitgliedsverbände des DF, des W20-Kooperationspart-
ners Verband deutscher Unternehmerinnen (VdU) sowie 
weiterer Frauenverbände, die sich zusammengefunden 
hatten, um die Ergebnisse der deutschen W20-Präsi-
dentinnenschaft im Jahr 2017 zu reflektieren, vor allem 
aber, um deutsche Positionen für den W20-Dialog 2018 
zu erarbeiten. Grundlage dafür waren die Themen und 
Empfehlungen, die die argentinische W20-Präsidentinnen-
schaft auf die Agenda für 2018 gesetzt hatte: Neben der 
gleichberechtigten Teilhabe am Arbeitsmarkt und der digi-
talen Transformation sowie der finanziellen Inklusion von 
Frauen wird es erstmalig auch um die Stärkung von Frauen 
im ländlichen Raum im W20-Kontext gehen. Tagungs-
ort für das Dialogforum war das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) in Berlin. 
Für das Haus begrüßte die Teilnehmerinnen die damalige 
Parlamentarische Staatssekretärin Elke Ferner, die den 
W20-Prozess sehr positiv bewertete.

Staffelstab an Argentinien
W20 hört nicht auf – nur die Rollen verschieben sich für 
die deutschen Mandatsträgerinnen DF und VdU: So hatte 
Mona Küppers als W20-Co-Chair 2017 am 17. Dezember 
in Buenos Aires im Beisein hochrangiger argentinischer 
PolitikerInnen und der damaligen Bundesfrauenministerin 
Katarina Barley den Staffelstab der W20-Präsidentinnen-
schaft an Argentinien übergeben: an Susanna Balbo, eine 
erfolgreiche Winzerin und Abgeordnete im argentinischen 

////////////////
Internationales

//////////////////////////////
W20 Germany übergibt 
Staffelstab an W20 Argentina.
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Parlament, und an Andrea Grobocopatel, Präsidentin der 
FLOR-Stiftung. Als Mitglied der W20-Troika bleiben die 
deutschen W20-Kooperationspartnerinnen aber bis Ende 
2018 als Beraterinnen weiter in der Pflicht. 

Meilenstein in der G20-Geschichte
Ein kurzer Rückblick: Als Bundeskanzlerin Angela Merkel 
am 8. Juli 2017 die gemeinsame Abschlusserklärung der 
G20-Staats- und RegierungschefInnen vorstellte, ertönte 
im Hamburger G20-Pressezentrum Jubel vom Team der 
W20 Germany. Die wirtschaftliche Stärkung von Frauen 
hatte in einem eigenständigen Kapitel Eingang in das so-
genannte G20-Kommuniqué gefunden. In dieser Erklärung 
verpflichtete sich die G20, Frauen besseren Zugang zu 
Arbeitsmärkten zu verschaffen, unternehmerische Tätig-
keiten von Frauen zu fördern und die Digitalisierung als 
wichtiges Instrument zur Förderung der wirtschaftlichen 
Teilhabe von Frauen anzuerkennen – ein großer Erfolg 
in der noch jungen Geschichte des W20-Dialogs und ein 
Meilenstein in der G20-Geschichte.

Im Frühjahr 2016 hatte der DF zusammen mit dem VdU 
vom Chef des deutschen G20-Stabs das Mandat erhalten, 
den W20-Dialog unter deutscher G20-Präsidentschaft zu 
organisieren. Damals war die junge „Women20“, 2015 un-
ter türkischer G20-Präsidentschaft ins Leben gerufen, um 
die wirtschaftliche Stärkung und Teilhabe von Frauen in 
der „Gruppe der 20“ voranzutreiben, noch ein weitgehend 
unbekannter Begriff, nicht nur im deutschen Diskurs. Im 
dritten Jahr ihres Bestehens aber waren die Erwartungen 
an die W20 deutlich gestiegen. Deutschland, als ein Land 
mit einer starken Zivilgesellschaft und einer Frau an der 
Spitze der Regierung, wurde aufgefordert, das Thema 
Gleichstellung innerhalb der G20 stärker in den Fokus zu 
rücken.

Das Ergebnis des monatelangen Einsatzes und unzähliger 
Gespräche der W20 war ein leistungsfähiges Empfehlungs-
paket, das letztlich erfolgreich in das G20-Kommuniqué 
integriert werden konnte. 3 konkrete Initiativen wurden 

für die Gleichstellung der Geschlechter ausgearbeitet: die 
#eSkills4Girls-Initiative zur digitalen Qualifizierung von jun-
gen Frauen, die finanzielle Ressourcen für Unternehmerin-
nen erschließende „Women Entrepreneurs Financing 
Initiative“ (We-Fi) sowie eine Arbeitsgruppe, die Frauen 
den Weg in führende Wirtschaftspositionen ebnen soll.

////////////////////////////
Noch Monate später fand  
der „G20-Frauengipfel“  
Erwähnung in zahlreichen 
Veröffentlichungen.
Dem vorausgegangen waren zahlreiche Dialogveranstal-
tungen unter deutscher Leitung auf internationaler Ebene: 
So wurden einerseits zunächst national und dann interna-
tional die W20-Forderungen zivilgesellschaftlich abge-
stimmt und zum anderen möglichst breit und zahlreich in 
die verschiedenen Arbeitsgruppen und Task Forces der 
G20 eingespeist. Das prominent besetzte W20-Gipfeltref-
fen in Berlin im April 2017 spielte hierbei eine wesentliche 
Rolle: Höhepunkt dieser internationalen Zusammenkunft 
mit rund 400 TeilnehmerInnen war das sehr medienwirk-
same Panel mit Königin Máxima der Niederlande, Bundes-
kanzlerin Angela Merkel und IWF-Chefin Christine Lagarde. 
Gemeinsam mit weiteren Vertreterinnen aus Politik und 
Wirtschaft, der Vizepräsidentin der Bank of America, Anne 
Finucane, der deutschen Unternehmerin Nicola Leibin-
ger-Kammüller und der US-amerikanischen Präsiden-
tentochter Ivanka Trump, erörterte die Runde Wege zur 
Stärkung von Unternehmerinnen. Noch Monate später 
fand der „G20-Frauengipfel“ Erwähnung in zahlreichen 
Veröffentlichungen. 

Wichtige Basis für die internationale Lobbyarbeit
Für die W20-Delegierten aus allen G20-Ländern lag der 
Schwerpunkt der dreitägigen Zusammenkunft auf der 
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Fertigstellung des gemeinsamen W20-Kommuniqués und 
des dazugehörigen Maßnahmenplans zur Umsetzung der 
Empfehlungen. Diese Dokumente wurden anschließend 
mit Bundeskanzlerin Merkel, die 2017 den Vorsitz der 
G20 innehatte, diskutiert und ihr offiziell übergeben. Die 
Mischung aus breiter öffentlicher Wahrnehmung, intensi-
ver Zusammenarbeit mit dem Bundesfrauenministerium 
und dessen politischer Unterstützung sowie aus klaren 
politischen Botschaften, die sowohl die W20-Präsiden-
tinnenschaft als auch die W20-Delegierten im Dialog mit 
ihren Regierungen immer wieder übermittelten, brachte 
die Interessenvertretung einen riesigen Schritt weiter. Aber 
das Ziel ist längst nicht erreicht. Die G20 hat keine Fach-
stränge – weder ein MinisterInnentreffen noch eine Ar-
beitsgruppe –, die zu Geschlechtergerechtigkeit arbeiten. 
Um das Thema in der G20 nachhaltig verankern zu können, 
ist eine starke W20 weiterhin notwendig. Die Erfahrungen 
international koordinierter Interessenvertretung sind eine 
wichtige Basis, um auch andere relevante internationale 
Institutionen und Gremien frauen- und gleichstellungspoli-
tisch gezielter und erfolgreicher zu beeinflussen.

Zivilgesellschaftlicher Dialogstrang
Neben den UN, der EU und dem Europarat ist das „Mut-
terforum“ der G20, die G7, hier von besonderem Interesse. 
Denn auch die Gruppe der 7, ein informeller Zusammen-
schluss der zu ihrem Gründungszeitpunkt bedeutendsten 
Industrienationen (Deutschland, Frankreich, Großbritan-
nien, Italien, Japan, Kanada, USA), diskutierte 2017 unter 
italienischem Vorsitz die Gleichstellung von Frauen und 
Männern. Auf dem G7-Gipfel wurde ein „G7 Roadmap for 
a Gender-Responsive Economic Environment“ (Fahrplan 

für ein geschlechtergerechtes Wirtschaftsklima) von den 
Staats- und RegierungschefInnen beschlossen. Und erst-
malig bildete sich hier – ähnlich der W20 – ein zivilgesell-
schaftlicher Dialogstrang: die W7. Deutschland war damals 
noch nicht dabei. Doch von der diesjährigen kanadischen 
G7-Präsidentschaft erhielt das deutsche W20-Team die 
Einladung, vom 24. bis 26. April 2018 in Ottawa über „Fe-
minist Visions for the G7“ mitzudiskutieren. Die Ergebnisse 
sollen anschließend dem diesjährigen G7-Vorsitzenden 
und Premierminister Kanadas, Justin Trudeau, übergeben 
werden, der den Fortschritt der Gleichstellung und die 
wirtschaftliche Stärkung von Frauen (Advancing Gender 
Equality and the Empowerment of Women) als eines von 
fünf Schwerpunktthemen auf die G7-Agenda gesetzt hat. 
Zudem kündigte er an, Gleichstellung als Querschnittsauf-
gabe in allen Verhandlungssträngen verankern zu wollen, 
indem jeder Verhandlungsstrang eine/n Gleichstellungs-
experten/in erhält. Dies ist eine neue Art, das bisherige 
Schubladendenken aufzubrechen und gleichstellungs-
politisch relevante Themen tatsächlich als Querschnitts-
themen zu bearbeiten. Dieser Ansatz wäre auch für die 
deutsche Bundesregierung empfehlenswert. Dafür ist eine 
konstruktive Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft 
notwendig, wie sie bereits in den W20-Dialogforen der 
deutschen Frauenverbände praktiziert wurde.

////////////////
Internationales

//////////////////////////
Deutsch-argentinischer  
Dialog mit der damaligen
Bundesfrauenministerin 
Dr. Katarina Barley
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Women20

„Diskriminierung 
aufgrund des 
Geschlechts ist 
auch für die Wirt-
schaft eine Riesen
herausforderung.“

//////////////////// 
Mona Küppers
DF-Vorsitzende 
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Das Projekthandbuch 
Nach der W20 ist vor der W20. Das gilt 
sowohl für die Delegierten, Unterstüt-
zerinnen, Interessierten als auch für die 
wechselnden Vorsitze und Troika-Zusam-
mensetzungen. Um die Erfahrungen der 
deutschen W20-Präsidentinnenschaft im 
Jahr 2017 dem internationalen Netzwerk 
bestmöglich zugänglich zu machen, hat 
das deutsche W20-Team ein Projekthand-
buch herausgegeben. 

Darin werden neben der Geschich-
te der W20 und Informationen zur 
Funktion und Wirkung der G20 auch 
die gesammelten Erfahrungen zum 
Prozessmanagement der internationa-
len W20-Beratungen, zur Erstellung des 
W20-Kommuniqués sowie zur Dokumen-
tation einer effizienten Interessenver
tretung aufgearbeitet.

Das Handbuch hat nicht nur zum 
Ziel, Wissen und Erfahrungsschatz des 
internationalen Dialogprozesses einer 
weiblichen Zivilgesellschaft transparent 
aufzubereiten und der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen, sondern bietet 
auch eine kritische Evaluation eigener 
Arbeitsschritte und Ergebnisse. Auf der 
Grundlage von Mitgliederbefragungen 
innerhalb des W20-Netzwerkes und 
Expertinnen-Interviews werden die Ziele 
und Ergebnisse der W20-Präsidentinnen-
schaft 2017 hinterfragt, um anschließend 
künftigen W20-Organisatorinnen konkrete 
Empfehlungen zu unterbreiten. Aber 
auch außerhalb des W20-Kosmos sind die 
Reflexionen über die eigenen Erfahrungen 
eine wichtige Basis, um in anderen rele-
vanten internationalen Gremien frauen- 
und gleichstellungspolitische Interessen 
zielgerichteter und damit wirkungsvoller 
zu vertreten.
//////////////////////////////////////////
Das W20-Projekthandbuch liegt in deut-
scher und englischer Fassung vor und kann 
unter www.w20-germany.org eingesehen 
und heruntergeladen werden.

W o m e n 2 0
G e r m a n y

////////////////////////////
Dies ist eine neue Art, das 
bisherige Schubladendenken 
aufzubrechen und gleich
stellungspolitisch relevante  
Themen als Querschnitts
themen zu bearbeiten.

//////////////////////////////
Als Teil der W20-Troika spielt 
Deutschland weiter eine wich-
tige Rolle.
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//////////////////////////////
UN-Frauenrechtskommission

Inter- 
nationale  
Vernetzung

Die 62. Sitzung der UN-Frauenrechtskommission
Mit tosendem Beifall wurde UN-Generalsekretär António 
Guterres bedacht, als er in seiner Eröffnungsrede zur 62. 
Sitzung der UN-Frauenrechtskommission (CSW62) sich 
einmal mehr als „Feminist“ bezeichnete und Geschlechter-
parität in der UN forderte. Zu Beginn der jährlichen Sitzung, 
die vom 12. bis 23. März 2018 in New York stattfand, schien 
er die Gemüter besänftigen zu wollen, die an seiner Stelle 
lieber eine Frau an der Spitze der Vereinten Nationen 
gesehen hätten. Doch das Thema Frauen in Führungs
positionen spielte 2018 eine untergeordnete Rolle, ging es 
doch schwerpunktmäßig um die „Herausforderungen und 
Chancen für Gleichstellung der Geschlechter und die Stär-
kung von Frauen und Mädchen in ländlichen Gebieten“. 

DF in der Regierungsdelegation
Wie in den Vorjahren war der DF in der deutschen 
Regierungsdelegation vertreten: Die Vorsitzende Mona 
Küppers und Geschäftsführerin Dr. Anja Nordmann waren 
eingeladen, als Teil der frauenpolitischen Zivilgesellschaft 
den Verhandlungen um das Abschlusspapier der CSW62, 
die „Agreed Conclusions“, beizuwohnen. Mit dabei war 
auch Juliane Rosin als Projektleiterin von W20 Germany. 
Und damit waren die drei bei Weitem nicht alleine: Die 
deutsche Regierungsdelegation, zum letzten Mal unter 
Leitung von Elke Ferner, zählte 16 Mitglieder aus Frau-
enrechts- und anderen Nichtregierungsorganisationen. 
Insgesamt nahmen über 6.000 Personen aus aller Welt an 
der CSW62 teil. Nicht nur, um die stellenweise schwieri-
gen Verhandlungen über das Abschlussdokument direkt 
zu verfolgen und entsprechend ihren Einfluss geltend zu 
machen, sondern auch, um an über 1.000 Veranstaltun-
gen teilzunehmen, die das komplexe Thema „Frauen und 
Mädchen in ländlichen Gebieten“ sehr konkret diskutierten 
und versuchten, Lösungen zu den in den Verhandlungen 
benannten Problemfeldern aufzuzeigen.

W20 im Fokus
Neben dem Besuch zahlreicher Vernetzungstreffen auf eu-
ropäischer und internationaler Ebene stand für die DF-De-

//////////////////////////// 
Wenn wir konkrete Erfolge 
erzielen wollen, müssen wir 
für Kontinuität sorgen und 
uns koordiniert auf nationa-
ler und internationaler Ebene 
für unsere gemeinsam ab
gestimmten Ziele einsetzen.
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legation die Teilnahme an den sogenannten „Side-Events“ 
zu den offiziellen UN-Verhandlungen und den Parallel-
veranstaltungen des NGO-Forums im Vordergrund. Als 
Mitglied der W20-Troika 2018 vertrat Mona Küppers als 
W20-Co-Chair 2017 in zwei Veranstaltungen W20 Germa-
ny, um die Ergebnisse der eigenen Präsidentinnenschaft 
und der W20-Dialogforen der Frauenverbände in Deutsch-
land zu teilen. Dabei spielte auch das diesjährige Schwer-
punktthema der CSW „Frauen im ländlichen Raum“ eine 
wichtige Rolle. Wurde es doch von der aktuellen argentini-
schen W20-Präsidentinnenschaft mit auf die Agenda des 
internationalen Dialogs der G20 gesetzt.
 
Im offiziellen W20-Side-Event nahmen auf Einladung 
von W20-Chair Susana Balbo neben Mona Küppers auch 
Arancha González, geschäftsführende Direktorin des Inter-
national Trade Center, Luiza Carvalho, UN-Regionalbeauf-
tragte für Lateinamerika und die Karibik, sowie Francisca 
Aparicio, Delegierte aus Argentinien und Mitglied der von 
indigenen Frauen gegründeten Gran-Chaco-Kooperative, 
teil, um über die Herausforderungen von Frauen im länd
lichen Raum zu sprechen. Mona Küppers betonte in ihrem 
Beitrag vor allem die Wichtigkeit des Netzwerkes für die 
erfolgreiche Interessenvertretung in der G20: „Wenn wir 
konkrete Erfolge erzielen wollen, müssen wir für Kontinui-
tät sorgen und uns koordiniert auf nationaler und interna-
tionaler Ebene für unsere gemeinsam abgestimmten Ziele 
einsetzen.“ 

////////////////////////////
Schwerpunkt des Panels mit 
Vertreterinnen der W20-
Troika waren die bessere 
Einbindung von Frauen-
rechtsorganisationen in 
den Dialogprozess und die 
nachhaltige Unabhängigkeit 
der W20.
Bessere Einbindung von Frauenrechtsorganisationen 
Die „Women Human Rights Defenders for Women20 
Observatory“, ein ziviler Zusammenschluss von 13 Frau-
enrechtsorganisationen in Argentinien, der sich zum Ziel 
gesetzt hat, die W20-Präsidentinnenschaft des eigenen 
Landes kritisch und konstruktiv zu begleiten, luden zusam-
men mit dem Netzwerk „BRICS Feminist Watch“ zu einer 
weiteren W20-Veranstaltung ein. Schwerpunkt des Panels 
mit Vertreterinnen der W20-Troika waren die bessere 
Einbindung von Frauenrechtsorganisationen in den Dialog-
prozess und die nachhaltige Unabhängigkeit der W20. 
Intensiv diskutierte, neben Mona Küppers für Deutschland 
und Susana Balbo für Argentinien, mit Kyoko Hukogo auch 
erstmalig eine Vertreterin der japanischen Regierung 
die zahlreichen Fragen des Publikums. Denn Japan wird 
im Jahr 2019 den G20- und somit auch den W20-Vorsitz 
übernehmen.

////////////////
Internationales

///////////////////////////////////////
Die Agreed Conclusions der UNCSW62 in 
englischer Sprache finden sich unter: 
www.unwomen.org/en/csw/csw62-2018
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//////////////////////////
Europäische Frauenlobby

Geschlossen 
gegen  
Populismus 
und Anti
feminismus

Die Europäische Frauenlobby (EWL)
Der DF ist Gründungsmitglied der Europäischen Frauen-
lobby und mit zwei gewählten Vertreterinnen dort aktiv. 
Aktuell sind das Ulrike Helwerth, Referentin für internati-
onale Gleichstellungspolitik, als Mitglied des erweiterten 
EWL-Vorstands (Board of Administration – BoA) und Lisi 
Maier, stellvertretende DF-Vorsitzende, als deren Stellver-
treterin. 

Das 4-tägige „Women’s Forum“ vom 8. bis 11. Juni 2017 
in Brüssel, einschließlich der Mitgliederversammlung 
(General Assembly – GA), der BoA- und Arbeitsgruppen-
sitzungen, startete mit einer Antigewalt-Demonstration 
durch die Innenstadt Brüssels. Hintergrund war das 
20-jährige Bestehen des „EWL Observatory on Violence 
against Women and Girls“ (Beobachtungsstelle Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen). Als Hauptrednerin trat die 
weltweit bekannte US-amerikanische Altfeministin Gloria 
Steinem auf. 

////////////////////////////
Das aktuelle soziale und 
kulturelle Rollback in Euro-
pa, angetrieben von einer 
Minderheit, wird erst durch 
die Gleichgültigkeit der 
Mehrheit möglich.
Höhepunkt der GA 2017 selbst war eine Gesprächsrunde 
mit dem Vizepräsidenten der EU-Kommission, Frans 
Timmermans. Sie stand unter dem Titel „Populism and 
Women’s Rights: Supporting a Feminist Resistance in 
Europe“ (Populismus und Frauenrechte: Unterstützung 
für einen feministischen Widerstand in Europa). In seiner 
Ansprache vertrat Timmermans, selbsterklärter Femi-
nist, die Ansicht, dass das aktuelle soziale und kulturelle 

/////////////////////////////
Laut und vereint: Motto der 
Europäischen Frauenlobby
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Rollback in Europa, angetrieben von einer Minderheit, erst 
durch die Gleichgültigkeit der Mehrheit möglich werde. Es 
sei notwendig, eine politische Agenda zu entwickeln, die 
in einem breiteren gesellschaftlichen Kontext stünde und 
stärker mit der „beweglichen Mitte“ das Gespräch suche. 

Die GA verabschiedete unter anderem auch einen Aufruf 
gegen „Sexuelle Apartheid“ bei den Olympischen Spielen 
2024 in Paris. Er enthält die Forderung an das IOC, Sau-
di-Arabien und den Iran von den Spielen auszuschließen, 
wenn sie Frauen weiterhin den Zugang zu Stadien verweh-
ren und sie an der freien Ausübung von Sport hindern. Der 
DF leitete den Aufruf mit einem entsprechenden Begleit-
schreiben an die zuständigen DOSB-Spitzen weiter.

Konferenz zur Istanbul-Konvention
Im Dezember 2017 fand in Brüssel die Konferenz „Istanbul 
Convention: What policies transform commitments into re-
ality?” (Istanbul-Konvention: Wie werden Vereinbarungen 
politisch in Realität umgesetzt?) in der Ständigen Vertre-
tung Deutschlands bei der EU statt. Neben VertreterInnen 
der EU-Kommission und des EU-Parlaments nahmen auch 
RegierungsvertreterInnen verschiedener Mitgliedstaa-
ten daran teil. Von deutscher Seite sprach Ralf Kleindiek, 
Staatssekretär im BMFSFJ, über die Ratifizierung des Euro-
parat-Übereinkommens zur Verhütung und Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Istan-
bul-Konvention) in Deutschland und die Unterstützung 
von deutscher Seite auf europäischer Ebene. Lisi Maier, 
stellvertretende DF-Vorsitzende, forderte vor allem die 
vollständige Umsetzung der Konvention in Deutschland 
und auf europäischer Ebene, außerdem die Rücknahme 
der Vorbehalte zu Artikel 59, ein unabhängiges Monitoring 
in Deutschland und die Unterstützung der europäischen 
GREVIO, einer unabhängigen Expertinnengruppe, die die 
Einhaltung der Istanbul-Konvention überwacht. In das 
GREVIO-Komitee konnte mittlerweile auch eine deutsche 
Vertreterin berufen werden.

////////////////////////////
Neben Geschlechterpari-
tät steht der gemeinsame 
Kampf gegen Populismus 
und Antifeminismus in 
Europa oben auf der Agenda.
50/50 Kampagne für Parität
In der Arbeitsgruppe „Women in Politics“, in der der DF 
aktiv mitarbeitet, ging es in erster Linie um die Neuauflage 
der 50/50-Kampagne für Geschlechterparität im Euro-
paparlament und in der EU-Kommission. Sie stammt aus 
dem Jahr 2014, soll für die nächsten Europawahlen 2019 
aktualisiert und beim „Women’s Forum“ am 7. Juni 2018 in 
Brüssel bei der Veranstaltung „Women ReShaping Power“ 
(Frauen formen Macht neu) gestartet werden. Neben 
Geschlechterparität steht der gemeinsame Kampf gegen 
Populismus und Antifeminismus in Europa oben auf der 
Agenda.

Gleichstellung in der EU-Ratspräsidentschaft
Die Sitzung des BoA im vergangenen Oktober fand in 
Wien statt – zum einen, um EWL-Vertreterinnen die 
zeitweise Teilnahme an der „European Lesbian Conferen-
ce“ zu ermöglichen, die parallel in der Stadt tagte, zum 
anderen, um sich mit einer Vertreterin des österreichi-
schen Ministeriums für Gesundheit und Frauen über die 
gleichstellungspolitische Agenda der österreichischen 
EU-Ratspräsidentschaft in der zweiten Hälfte des Jahres 
2018 auszutauschen. Die Regierungsvertreterin Jacqueline 
Niavarani wies im Vorfeld der österreichischen National-
wahlen auf mögliche Probleme für die Gleichstellungs-
politik durch eine eventuelle künftige rechtskonservative 
Regierung hin. Befürchtungen, die durch die Wahler-
gebnisse in Österreich wenige Tage später weitgehend 
bestätigt wurden. 
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Neue EU-Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie
Seit geraumer Zeit arbeitet die EU-Kommission an einer 
Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Eltern 
und pflegende Angehörige und an einem begleitenden 
Maßnahmenpaket. Der Entwurf wurde am 26. April 2017 
vorgelegt. Auch die EWL war aufgefordert, ihre Stellung-
nahme dazu abzugeben; die Geschäftsstelle schickte 
ihren Entwurf an die Mitgliedsverbände und bat um 
Kommentare. Der DF empfahl der EWL u. a. die Aufnahme 
von fehlenden Aspekten aus der Stellungnahme des DGB 
(Abteilung Frauen, Gleichstellungs- und Familienpolitik).

////////////////////////////
Die Parteien in Deutschland 
und ihre europäischen Par-
teifamilien sind aufgefordert, 
sich für die Aufstellung von 
Spitzenkandidatinnen ein
zusetzen.
Für Spitzenkandidatinnen zur Europawahl
Bis zum Ende dieses Jahres werden die europäischen 
Parteifamilien festlegen, welche SpitzenkandidatInnen 
für die Europawahlen nominiert werden sollen. Dieses 

„SpitzenkandidatInnen-Prinzip“ bringt mit sich, dass die 
europäischen Parteien und ihre nationalen Mitglieder eine 
zentrale Rolle auch in der Auswahl des Führungspersonals 
der EU-Kommission spielen. Der DF unterstützt einen Auf-
ruf, initiiert von der Europäischen Bewegung Deutschlands 
(EBD) und dem EBD-Preisträgerinnen-Netzwerk „Frauen 
Europas“, an die GeneralsekretärInnen und Frauenorgani-
sationen der pro-europäischen deutschen Parteien, sich in 
ihren Parteien und in ihren europäischen Parteifamilien für 
die Aufstellung von Spitzenkandidatinnen einzusetzen.

///////////////////////////////////////
Feminist im Korb: Frans Timmermans, 
Vizepräsident der EU-Kommission,  
mit Delegierten der EWL-Mitglieder
versammlung
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//////////////////
AUs der 
Frauenlobby
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//////////////////////////////////////////////////////////
#MeToo: Der Kultur des Schweigens den Boden 
entziehen
Aufruf zum Internationalen Frauentag 2018

Der Kampf für ein Leben ohne (sexualisierte) Gewalt zieht sich 
wie ein roter Faden durch die zweite Frauenbewegung, die vor 
rund 50 Jahren ihren Anfang nahm. Und bis heute führt dieser 
Kampf Frauenrechtlerinnen und Feministinnen verschiedener 
Hintergründe, Überzeugungen und Generationen immer wieder 
zusammen: sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz, Vergewal-
tigung (in der Ehe), sexueller Missbrauch von Kindern, Zwang-
sprostitution, frauenverachtende Werbung. Diese und andere 
Gewaltakte an und Erniedrigungen von Frauen wurden in den 
vergangenen 50 Jahren immer wieder aus der gesellschaftlichen 
Tabuzone ans Licht der Öffentlichkeit geholt.

Aktuell ist es die #MeToo-Debatte, die ausgehend vom 
Sexismus in der Filmbranche das ganze Spektrum männlichen 
Machtmissbrauchs, vor allem am Arbeitsplatz, skandalisiert. 
Bereits Anfang der Neunzigerjahre war sexuelle Belästigung 
in Arbeitsverhältnissen in der öffentlichen Debatte. Und „Nein 
heißt Nein“ hieß schon damals die Parole. Es gab Modellprojekte, 
Beratungs- und Beschwerdestellen und Verhaltenskodexe. Aber 
irgendwann verschwand das Thema wieder aus dem öffentlichen 
Bewusstsein.

#MeToo und der vor einigen Jahren ebenfalls sehr laute 
#Aufschrei sind dank der sozialen Medien hoffentlich nachhal-
tiger. Denn nicht zuletzt #MeToo ist es gelungen, die Debatte mit 
einer neuen Vehemenz mitten in die Gesellschaft und auf die 
internationale Bühne zu katapultieren. Sexismus ist in der öffen-

tlichen politischen Debatte angekommen. Kollektive Empörung 
über den Missbrauch von Machtstrukturen und Positionen, die 
Reduzierung von Frauen auf Körper ohne Willen und ihre Instru-
mentalisierung – das ist eine Chance für das Empowerment von 
Frauen, für einen nachhaltigen Kulturwandel und nicht zuletzt für 
eine strengere gesellschaftliche Sanktionierung.

„Wir wollen Sexismus bekämpfen“, heißt es im Koalitions-
vertrag der neuen Großen Koalition. Gut so. Zu den notwendigen 
Maßnahmen gehören nicht nur Gesetze, die deutlich die roten 
Linien für sexualisierte Gewalt ziehen – im Privatleben genauso 
wie am Arbeitsplatz und im öffentlichen Raum –, sondern auch 
eine konsequentere Strafverfolgung. Ein neuer Nationaler Aktion-
splan muss alle Aspekte von sexualisierter Gewalt und Sexismus 
auf dem Schirm haben. Die Internationale Arbeitsorganisation 
ILO erarbeitet aktuell eine neue Konvention, die Arbeitnehmer-
Innen weltweit besser vor Gewalt und sexuellen Belästigungen 
am Arbeitsplatz schützen soll. Dieser Abstimmungsprozess muss 
aktiv unterstützt werden.

Je öffentlicher und selbstbewusster der Kampf gegen 
sexualisierte Gewalt und Sexismus geführt wird, desto größer ist 
die Aufklärung. Und umso mehr Betroffene fühlen sich ermutigt, 
Zeugnis abzulegen, ihre Scham zu überwinden, über persönliche 
Kränkungen und Verletzungen zu sprechen. Der öffentliche 
Diskurs stärkt die Opfer und stellt die Täter ins Abseits. Er entzieht 
der Kultur des Schweigens den Boden.

Berlin, 6. März 2018
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„Der öffentliche 
Diskurs stärkt die 
Opfer und stellt die 
Täter ins Abseits. Er 
entzieht der Kultur 
des Schweigens den 
Boden.“
/////////////////////
Dr. Anja Nordmann
DF-Geschäftsführerin
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Eine starke  
Demokratie
nur mit Ge-
schlechter-
gerechtig-
keit

Die Mitgliederversammlung 2017
Mit einem Aufruf zur Verteidigung der Demokratie und 
Frauenrechte ging die Mitgliederversammlung des DF am 
25. Juni 2017 in Berlin zu Ende. Zwei Tage lang hatten die 
über 100 Delegierten aktuelle Herausforderungen disku-
tiert, die politischen Schwerpunkte für das kommende Jahr 
festgelegt und die Positionen des DF bestimmt.

Eröffnet wurde die Mitgliederversammlung von der damals 
neuen Bundesfrauenministerin Katarina Barley (SPD). 
„Der Deutsche Frauenrat ist einer unserer allerwichtigsten 
Verbündeten im Kampf für Frauenrechte“, sagte sie. Die 
Demokratie sei längst nicht so sicher, „wie wir geglaubt 
haben“, warnte sie mit Blick auf rechtspopulistische und 
-extreme Bewegungen nicht nur in Deutschland, sondern 
europa- und weltweit: „Wenn Frauenrechte angegriffen 
werden, trifft das jede und jeden, es ist ein Angriff auf 
die Demokratie.“ Die Parlamentarische Staatssekretärin 
Elke Ferner, die sich zur neuen Legislaturperiode aus dem 
Bundestag und damit auch aus Regierungsämtern verab-
schiedete, nutzte ihren Abschied von den Delegierten des 
DF, um sich für die gute Zusammenarbeit zu bedanken. 
Sie kündigte an, sich weiterhin aktiv für Frauenrechte in 
der Zivilgesellschaft zu engagieren. Ihr nächstes Projekt 
sei ein Paritätsgesetz für Deutschland nach französischem 
Vorbild.

Grundsätze
Zum ersten Mal in seiner Geschichte hat der DF seine 
Grundsätze schriftlich niedergelegt. Ein entsprechendes 
Papier zum Selbstverständnis und zu den Werten der 
Frauenlobby wurde nach intensiver Vorarbeit verabschie-
det. Es trägt den Titel „Eine starke Demokratie – nur mit 
Geschlechtergerechtigkeit“.

Diskutiert und verabschiedet wurden auch die Arbeitser-
gebnisse der 3 Fachausschüsse „Bundestagswahl 2017“, 
„Frauengesundheit“ sowie „Flucht und Integration“, die im 



vergangenen Jahr von der Mitgliederversammlung einge-
richtet worden waren. Die 3 umfassenden Positionspapie-
re mit Forderungskatalogen sind ab sofort Beschlusslage 
für die zentralen Themenfelder des DF.

////////////////////////////
Wenn Frauenrechte ange-
griffen werden, trifft das jede 
und jeden, es ist ein Angriff 
auf die Demokratie.
Schwerpunkte und Fachausschüsse
Der Fachausschuss „Flucht und Integration“ wurde für 
ein weiteres Jahr mit konkreten Aufgabenstellungen zur 
Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit verlängert. Ein neuer 
Fachausschuss „Digitale Transformation“ soll das Schwer-
punktthema „Digitalisierung und die Auswirkungen auf 
die Lebensbereiche von Frauen“ passgerecht für den DF 
aufarbeiten. 3 weitere Schwerpunktthemen, „Geschlech-
tervielfalt im gesellschaftlichen Diskurs“, „Sorgearbeit“ und 
„Geschlechtergerechte Haushaltspolitik – strukturierte 
Finanzierung der Gleichstellungspolitik“, wurden auf die 
Agenda für das neue Geschäftsjahr gesetzt.

Beschlüsse
Die Mitgliederversammlung stimmte dem Zweiten Gleich-
stellungsbericht der Bundesregierung zu und forderte 
diese auf, die Empfehlungen der Sachverständigenkom-
mission zur Umsetzung von Gleichstellung im Lebensver-

lauf unverzüglich anzugehen. Darüber hinaus wurden u. a. 
folgende Forderungen beschlossen: ein Rechtsanspruch 
auf befristete Teilzeit, die Berücksichtigung des Mutter-
schutzes bei der Rente, eine differenzierte Bewertung des 
sogenannten Wechselmodells für Getrennterziehende, 
eine stärkere Ahndung digitaler Gewalt gegen Frauen 
sowie ein bundesweites, ganzheitliches und interdiszipli-
näres Hilfesystem bei Gewalt gegen Frauen. Mit Blick auf 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Aufhebung 
von Kinder- bzw. Minderjährigen-Ehen fordert der DF eine 
stärkere Ausrichtung auf das spezifische Wohl des Kindes. 
Darüber hinaus lehnt er ein generelles Verbot der Vollver-
schleierung in Deutschland ab.

Neu im Vorstand
Mit Birte Siemonsen (BPW Germany), die zur Leiterin des 
neuen Fachausschusses „Digitale Transformation“ gewählt 
worden war, zog ein neues Mitglied in das sechsköpfige 
Führungsgremium des DF ein. Anna-Maria Mette (kfd), 
zuletzt Leiterin des Fachausschusses „Frauengesundheit“, 
verließ den Vorstand. Die Mitgliederversammlung dankte 
ihr für ihr langjähriges Engagement für den DF.

Die Neuen unterm DF-Dach
Drei neue Mitglieder verstärken seit 2017 die Lobby der 
Frauen: der Bundesverband der Mütterzentren, die Bun-
desfrauenkonferenz der Sozialistischen Jugend Deutsch-
lands – die Falken (SJD) sowie die Bundeskonferenz der 
Frauen- und Gleichstellungsbeauftragten an Hochschulen 
(BuKoF). Aktuell zählt der DF rund 60 Mitgliedsverbände.

//////////////////////////////
Mitgliederversammlung 2017

///////////////////////////////////
Vielfältig aber mit gemeinsamen 
Zielen: die Mitgliederversammlung
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Ein groSSer 
Dampfer in 
Bewegung 
schl ägt  
Wellen

Entwicklungen im DF
Als die Mitgliederversammlung (MV) 2013 die Ent-
scheidung traf, den DF einer Organisationsberatung zu 
unterziehen, war sicher nicht abzusehen, welche Verän-
derungen knapp fünf Jahre später die Arbeit unserer Frau-
enlobby bestimmen würden. Eine umfassende Mitglieder-
befragung machte deutlich, in welchen Bereichen der DF 
sich weiterentwickeln sollte: Eine Selbstvergewisserung 
über gemeinsame Werte, mehr Partizipation der Mitglie-
der, politische Profilschärfung, eine starke Führung und 
bessere Sichtbarkeit der politischen Arbeit waren die zent-
ralen Anliegen. Eine zusätzliche Analyse des Finanzbedarfs 
machte sichtbar, dass die Geschäftsstelle des DF deutlich 
unterbesetzt war und auch Arbeitsmittel und -organisation 
einer Reform bedurften.

////////////////////////////
Das selbst gesteckte Ziel 
der Modernisierung glich 
dem Wendemanöver eines 
schweren Dampfers.
Der DF besteht aus rund 60 Mitgliedsverbänden, die 
zusammen ungefähr 12 Millionen Einzelmitglieder haben. 
Er ist geprägt von der Vielfältigkeit seiner Mitglieder und 
entsprechend auf Kompromisse angewiesen. Das selbst 
gesteckte Ziel der Modernisierung glich dem Wende
manöver eines schweren Dampfers.

Auf Grundlage der Ergebnisse der externen Beratung iden-
tifizierte die MV 2014 fünf Handlungsfelder und setzte eine 
AG zur Entwicklung eines Grundsatzprogramms sowie eine 
Satzungskommission ein. Begleitend dazu entwickelten 
Vorstand und Geschäftsführung ein „10-Punkte-Programm 
zur Verbandsentwicklung“, auf das sich die Mitglieder des 
DF nach intensiven Debatten im November 2015 verstän-
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Gleichstellungspolitisch  
führt künftig kein Weg  
am DF vorbei.
Wir verfolgen das Ziel, den DF zur zentralen Frauenlobby 
zu machen. Unsere Vision dabei lautet: „Gleichstellungs-
politisch führt künftig kein Weg mehr am DF vorbei.“ 
Darin begründen sich auch unsere Bemühungen, weit 
über den Kreis der eigenen Mitgliedsverbände hinaus als 
starker Bündnispartner aufzutreten. Als Initiator für neue 
Bündnisse, die zeitlich befristet auf ein gemeinsames Ziel 
ausgerichtet sind, stärkt der DF seine Stellung als größte 
und zentrale Frauenlobby in Deutschland.

In diesem Sinne haben wir uns auch für einen neuen 
optischen Auftritt entschieden. Unsere aktuellen Ver-
bandsfarben stehen für Überzeugungskraft, Kompetenz 
und Glaubwürdigkeit. Das Logo symbolisiert den Zusam-
menhalt unserer Mitglieder, Dynamik – und dass der DF die 
Richtung weist. Wir bringen es auf den Punkt.

Der Dampfer DF hat sich merklich bewegt, der neue Kurs 
ist aufgenommen. Nun gilt es, die neue Struktur und 
Arbeitsweise zu beleben und sich volle Kraft voraus durch 
das politische Fahrwasser zu bewegen. 

digten. Der Auftrag war damit klar formuliert, und so ging 
es an die Umsetzung.

Die MV zog als deutliches Zeichen vom Stadtrand ins 
politische Zentrum nach Berlin und wird seit 2016 mit 
einer großen Fachveranstaltung eröffnet. 2016 setzte sie 
erstmalig politische Schwerpunktthemen ein, die auf eine 
bestimmte Laufzeit beschränkt sind und entweder durch 
den Vorstand oder durch Fachausschüsse bearbeitet wer-
den. Die gewählten Leiterinnen von Fachausschüssen sind 
gleichzeitig Mitglieder im Vorstand und verantworten die 
Lobbyarbeit zu ihrem jeweiligen Fachthema. Durch diese 
Themensetzung und die neue Vorstandsstruktur wird nicht 
nur die Leitung gestärkt, sondern auch eine politische 
Profilschärfung erreicht. In den Fachausschüssen arbeiten 
bis zu acht Vertreterinnen aus Mitgliedsverbänden sowie 
weitere Expertinnen aus dem DF mit. Das große Interesse 
an einer Mitarbeit bestätigt, dass das Bedürfnis nach mehr 
Partizipation aktiv umgesetzt wird.

In der Öffentlichkeitsarbeit wurde der Schwerpunkt auf 
die politischen Forderungen und die Lobbyarbeit des DF 
gelegt. Im Mittelpunkt steht nun die Arbeit der Akteurin-
nen des DF und wird über verschiedene Kanäle sichtbar 
gemacht. Neue Publikationen wie dieser Jahresbericht 
und unsere „Positionen“ wurden entwickelt. Die MV 2015 
hat den schweren und mutigen Entschluss gefasst, die 
Zeitschrift FrauenRat einzustellen und künftig zeitge
mäße politische Kommunikationswege, die insbesondere 
in den Sozialen Medien liegen, für sich zu nutzen. Seit 
dem Relaunch der Website im Juni 2017 informieren wir 
gezielt über unsere Arbeit, unser Engagement und unsere 
politischen Erfolge. Wir sind auf Facebook. In die aktuelle 
politische Debatte mischen wir uns insbesondere über 
Twitter ein. Wer uns auf diesen medialen Wegen folgt, ist 
immer bestens informiert.

///////////////////////
DF auf allen Kanälen
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Auf  
Wachstums-
kurs
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Das Team der DF-Geschäftsstelle: 
1. Reihe von links nach rechts
Mareice Kaiser, Referentin für Soziale Medien
Birgit Schütze, Assistentin der Geschäftsführung
Dr. Anja Nordmann, Geschäftsführerin
Ulrike Helwerth, Referentin für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, 
internationale Gleichstellungspolitik
Nora Neubauer, Finanzen und Veranstaltungsmanagement,  
Assistentin für nationale Gleichstellungspolitik

2. Reihe von links nach rechts 
Juliane Rosin, W20-Projektleiterin
Sheyda Weinrich, Referentin für nationale Gleichstellungspolitik
Dr. Bahar Haghanipour, Referentin für nationale Gleichstellungspolitik
Teresa Dionisio, studentische Hilfskraft
Antonia Schwarz, Leitung Finanzen und Personal
Jutta Kühl, Referentin für nationale Gleichstellungspolitik

Die DF-Geschäftsstelle
Durch die neue Verbandsentwicklung haben die Aufga-
ben der Frauenlobby an Umfang deutlich zugenommen. 
Erfolgreich konnten wir die Erweiterung unseres Personal-
schlüssels verhandeln. Zum Haushaltsjahr 2017 stimmte 
der Deutsche Bundestag einer Anhebung des Stellenplans 
zu. So wurde der Bereich „Nationale Gleichstellungspolitik“ 
um zwei Referentinnen erweitert und durch eine Assisten-
tin verstärkt. Die Öffentlichkeitsarbeit bekam Verstärkung 
durch eine Referentin für Soziale Medien. Das Projektteam 
Women20 vergrößerte unsere Geschäftsstelle um zwei 
weitere Mitarbeiterinnen. Eine studentische Hilfskraft 
unterstützt die Arbeit der Geschäftsstelle, die sich durch 
eine neue Arbeitsorganisation erheblich weiterentwickelt 
hat. Somit konnten wir den Stellenplan von 6,5 auf 9,3 feste 
Stellen aufstocken und zusätzlich zwei Projektstellen für 
das Jahr 2017 einrichten. 

Unser deutlich größeres Engagement in der internatio-
nalen Gleichstellungspolitik wird in Zukunft auch mehr 
personelle Ressourcen benötigen, ebenso wie die gewach-
senen Aufgaben der Öffentlichkeitsarbeit. Der Ausbau der 
Geschäftsstelle auf ein anforderungsgerechtes Niveau ist 
also noch nicht abgeschlossen.
 

//////////
DF intern
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